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Fiinftes Gesetz
zur Anderung des Thiiringer Personalvertretungsgesetzes
Vom 6. Juli 2026

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thiringer Personalvertretungsgesetz in der Fassung
vom 23. Januar 2020 (GVBI. S. 1, 111), zuletzt geandert
durch Artikel 41 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBI.
S. 277), wird wie folgt gedndert:

1. In § 13 Abs. 5 wird die Verweisung ,§ 92 Nr. 5 durch
die Verweisung ,§ 92 Abs. 11 und 12 ersetzt.

2. § 92 erhalt folgende Fassung:

»§ 92

Abweichungen und Sonderregelungen fir die Be-

schaftigten im Bereich Schulen

(1) Fir die Beschéftigten im Bereich Schulen gilt die-
ses Gesetz mit den in den Absatzen 2 bis 12 geregel-
ten Abweichungen und Sonderregelungen.

(2) Dienststellen im Sinne des § 6 sind die allgemein
bildenden und berufsbildenden Schulen, die Staatli-
chen Studienseminare fur Lehrerausbildung, das Insti-
tut fir Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Me-
dien und die Staatlichen Schulamter. § 6 Abs. 3 findet
keine Anwendung.

(3) Sitzungen der Personalvertretungen und Perso-
nalversammlungen finden grundsatzlich auferhalb
der Unterrichtszeit statt. Dies gilt nicht fiir die Stufen-
vertretungen.

(4) Sitzungen und Sprechstunden werden, soweit lan-
deseigene Raume nicht zur Verfigung gestellt werden
kénnen, in den Rdumen der Schule durchgefihrt. Jeder
Schultrager ist verpflichtet, die erforderlichen Radume
und Einrichtungsgegenstande zur Verfiigung zu stel-
len. Notwendige Kosten fir Heizung, Beleuchtung und
Reinigung werden vom Land nicht erstattet.

(5) Naheres zur Dienstbefreiung nach § 45 Abs. 2 und
Freistellung vom Dienst nach § 45 Abs. 3 flr die Mit-
glieder der Personalvertretungen wird durch Rechts-
verordnung des fur das Schulwesen zustandigen Mi-
nisteriums geregelt.

(6) Bei jedem Staatlichen Schulamt wahlen die zum je-
weiligen Schulamtsbereich gehérenden Beschaftigten
der allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen
und des Staatlichen Schulamts einen Bezirkspersonal-
rat nach § 53. Erganzend zu den nach § 5 zu bilden-
den Gruppen bilden die angestellten und beamteten
1. Lehrer, Erzieher sowie die Padagogischen Assis-
tenzen an Grundschulen,
2. Lehrer, Sonderpadagogischen Fachkrafte sowie
die Padagogischen Assistenzen an Forderschulen,
3. Lehrerund Erzieher an Regelschulen und den Ge-
meinschaftsschulen, die die Klassenstufen bis 10
umfassen, sowie die Padagogischen Assistenzen,
4. Lehrer und Erzieher an berufsbildenden Schulen,
Gymnasien, dem Kolleg, den Spezialgymnasien,
den Gesamtschulen und den Gemeinschaftsschu-
len, die die Klassenstufen bis 12 oder 13 umfassen,
sowie die Padagogischen Assistenzen
gemeinsam eigenstandige Gruppen.
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(7) Abweichend von § 53 Abs. 6 erhalt eine Gruppe
der nach Absatz 6 Satz 1 zu wahlenden Bezirksper-
sonalrate von

1. bis zu 200 Gruppenangehdrigen einen Vertreter,
2. 201 bis 1 000 Gruppenangehdrigen zwei Vertreter,
3. 1001 und mehr Gruppenangehdrigen drei Vertreter.
Die Hochstzahl der Mitglieder betragt abweichend von
§ 53 Abs. 3 Satz 2 19 Mitglieder. § 53 Abs. 6 Satz 2 fin-
det keine Anwendung.

(8) Die Beschéftigten der in Absatz 2 genannten Dienst-
stellen wahlen einen besonderen Hauptpersonalrat
bei dem flr das Schulwesen zustandigen Ministerium.

(9) Der Hauptpersonalrat nach Absatz 8 besteht aus
den nach § 5 zu bildenden Gruppen sowie den in Ab-
satz 6 Satz 2 genannten Gruppen. Abweichend von
§ 53 Abs. 6 erhalt eine Gruppe von

1. bis zu 1 000 Gruppenangehdérigen einen Vertreter,
2. 1001 bis 4 000 Gruppenangehdrigen zwei Vertreter,
3. 4001 und mehr Gruppenangehdrigen drei Vertreter.
Die Hochstzahl der Mitglieder betragt abweichend von
§ 53 Abs. 3 Satz 2 31 Mitglieder. § 53 Abs. 6 Satz 2 fin-
det keine Anwendung.

(10) Fir die im Bereich Schulen zu bildende Einigungs-
stelle gilt § 71 mit der MaRRgabe, dass sich unter den
von der Personalvertretung bestellten Beisitzern min-
destens ein Vertreter der Gruppe befinden muss, die
von der Angelegenheit unmittelbar betroffen ist.

(11) Die Lehramtsanwarter sind fiir die Personalvertre-
tungen nicht wahlberechtigt und nicht wahlbar. Die In-
teressen der Lehramtsanwarter nach diesem Gesetz
werden von dem Personalrat ihrer Ausbildungsschule
wahrgenommen.

(12) Werden in einer Ausbildungsschule mindestens
finf Lehramtsanwarter ausgebildet, so kénnen sie eine
Vertrauensperson wahlen. Der Leiter der Ausbildungs-
schule beruft einmal jahrlich alle der Ausbildungsschu-
le zugewiesenen Lehramtsanwarter zu einer Versamm-
lung ein, in der die Vertrauensperson in geheimer Wahl
mit einfacher Mehrheit gewahlt wird. Fir die Zusam-
menarbeit der Vertrauensperson mit dem Personalrat
gilt § 40 Abs. 1 entsprechend.”

. § 95 Abs. 4 erhalt folgende Fassung:

.(4) Fir den Ubergang aus Anlass der Anderungen

durch das Fiinfte Gesetz zur Anderung des Thirin-

ger Personalvertretungsgesetzes gelten folgende Be-
stimmungen:

1. Die Hauptpersonalrate des bisherigen Ministeriums
fur Bildung, Jugend und Sport, des bisherigen Mi-
nisteriums fir Wirtschaft, Wissenschaft und Digi-
tale Gesellschaft sowie der Staatskanzlei, die je-
weils am 20. Januar 2025 gebildet waren, bleiben
abweichend von § 32 Abs. 1 bis zur regelmafigen
Neuwahl nach § 26 Abs. 2 in Verbindung mit § 54
Abs. 1 Satz 1 im Amt und flhren ihre Geschéfte fort.

2. Bis zu den in Nummer 1 genannten Personalrats-
wahlen findet § 92 in der vor dem Tag des Inkraft-
tretens des Fiinften Gesetzes zur Anderung des
Thiringer Personalvertretungsgesetzes geltenden
Fassung weiterhin Anwendung.*

. Die Inhaltstibersicht wird den vorstehenden Anderun-

gen angepasst.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Erfurt, den 6. Juli 2026
Der Prasident des Landtags
Dr. Thadaus Konig
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Fiinftes Gesetz
zur Anderung des Thiiringer Kindergartengesetzes
Vom 6. Juli 2026

zuschreiben. Fiir einen gelingenden Ubergang in die
Schule sind daruber hinaus verbindliche Regelungen
Artikel 1 zur Zusammenarbeit zwischen Kindertageseinrichtung
und Schule zu vereinbaren. Fachkrafte der Kinderta-
geseinrichtung und der Schule arbeiten eng zusam-
men, um die Fortsetzung der padagogischen Foérde-
rung und eine individuelle Unterstitzung der Kinder
beim Ubergang in die Schule sicherzustellen.

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Das Thiringer Kindergartengesetz vom 18. Dezember
2017 (GVBI. S. 276), zuletzt geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 30. Dezember 2025 (GVBI. 2026 S. 22),
wird wie folgt geéndert:

1. § 7 erhélt folgende Fassung: (4) Zur entwicklungsangemessenen Forderung der Kin-

87

Ziele und Aufgaben der Kindertageseinrichtungen

(1) In Anerkennung der vorrangigen Verantwortung der
Eltern fir die Bildung, Erziehung und Betreuung ihrer
Kinder haben die Kindertageseinrichtungen einen fa-
milienunterstiitzenden und familienergénzenden For-
derauftrag. Kinder sind als eigenstandige Personlich-
keiten mit eigenen Rechten und zugleich als Mitglieder
einer sozialen Gemeinschaft wahrzunehmen. Ziel ist
die Foérderung der Entwicklung, Vermittlung einer ver-
antwortlichen, demokratischen Grundhaltung und so-
zialer Kompetenzen sowie die Befahigung zu gleich-
berechtigter, aktiver und verantwortungsvoller Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben. Die padagogische Arbeit
orientiert sich an den Prinzipien von Wertschatzung,
Teilhabe, Selbstbestimmung und sozialer Verantwor-
tung. Grundlage der padagogischen Arbeit ist der vom
Ministerium erarbeitete Thiringer Bildungsplan sowie
anerkannte wissenschaftliche Erkenntnisse der frih-
kindlichen Bildung.

(2) Kindertageseinrichtungen haben auf Gleichberechti-
gung, Zusammenarbeit und ein respektvolles Miteinan-
der aller Menschen hinzuwirken. Die Meinung und der
Wille des Kindes sind bei der Gestaltung des Alltags
alters- und entwicklungsgemaR zu bericksichtigen.
Geeignete Verfahren zur Beteiligung und Mitwirkung
sowie Beschwerdemdglichkeiten in persénlichen An-
gelegenheiten sind vorzusehen, umzusetzen und kind-
gerecht zu vermitteln. Die in dem Ubereinkommen vom
20. November 1989 iber die Rechte des Kindes (UN-
Kinderrechtskonvention) (BGBI. 1992 Il S. 121 -122-)
anerkannten Kinderrechte sind in allen Bereichen der
padagogischen Arbeit zu achten.

(3) Jede Kindertageseinrichtung hat eine fiir sie ver-
bindliche padagogische Konzeption zu erstellen und
schriftlich festzuhalten, in der die Ziele und Aufgaben
des Thuringer Bildungsplans umgesetzt und konkreti-
siert werden. Die Konzeption enthalt Aussagen zur Ge-
staltung von Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungs-
prozessen unter besonderer Berucksichtigung einer
gesundheitsférdernden Lebensweise sowie der pada-
gogischen Raumgestaltung. Sie ist jederzeit einsehbar
vorzuhalten beziehungsweise in der Einrichtung zu ver-
offentlichen sowie regelmafig zu tberprifen und fort-

der sind deren Entwicklungsprozesse regelmafig zu
beobachten und unter Beachtung der padagogischen
Konzeption sowie der datenschutzrechtlichen Vorga-
ben zu dokumentieren. Die Dokumentation kann Bild-
oder Videomaterial enthalten und dient als Grundlage
fur Entwicklungsgesprache mit den Eltern. Die Sprach-
entwicklung ist Bestandteil der Beobachtung und wird
durch eine alltagsintegrierte, kontinuierliche Sprach-
bildung unterstiitzt.

(5) Kindertageseinrichtungen arbeiten im engen Aus-
tausch mit den Eltern und unter angemessener Betei-
ligung des Kindes an der Gestaltung der Bildungs- und
Betreuungsprozesse. Die padagogischen Fachkraf-
te berlcksichtigen Anregungen der Eltern und weite-
rer relevanter Bezugspersonen. Mindestens einmal
jahrlich ist ein Entwicklungsgesprach mit den Eltern
zu fiihren und zu dokumentieren. Die Einrichtung in-
formiert Gber Angebote zur Familienbildung, Beratung
und Friihférderung sowie wesentliche Aspekte der friih-
kindlichen Bildung und kooperiert mit geeigneten Ein-
richtungen im Sozialraum. Bei Entwicklungsauffallig-
keiten wirken die Fachkrafte auf die Inanspruchnahme
notwendiger Hilfen hin.

(6) Der Trager stellt sicher, dass padagogische Fach-
krafte sowie weiteres geeignetes Personal Hinweisen
auf eine mdgliche Kindeswohlgefahrdung nachgehen.
Bei Verdacht ist eine Gefahrdungseinschatzung un-
ter Einbeziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft
vorzunehmen. Eltern und Kind sind in diesen Prozess
einzubeziehen, soweit dadurch der Schutz des Kindes
nicht gefahrdet wird. Erforderliche Hilfen sind den El-
tern anzubieten. Ist eine Abwendung der Gefédhrdung
nicht auf andere Weise moglich, ist das Jugendamt
zu informieren. Die Eltern sind hierliber rechtzeitig in
Kenntnis zu setzen, sofern dadurch das Kindeswohl
nicht beeintrachtigt wird. Die Pflicht nach § 47 Abs. 1
Nr. 2 SGB VIII bleibt hiervon unberthrt.

(7) Kindertageseinrichtungen haben gemafl dem Thu-
ringer Bildungsplan eine kontinuierliche und systema-
tische Selbstevaluation durchzufihren. Hierbei sind
anerkannte Indikatoren und Verfahren der Qualitats-
sicherung anzuwenden. Kinder, der Elternbeirat so-
wie weitere Beteiligte, wie beispielsweise Familien
oder andere Personensorgeberechtigte, sind in den
Evaluationsprozess einzubeziehen. Die Ergebnisse



148

Gesetz- und Verordnungsblatt fir den Freistaat Thiiringen

der Selbstevaluation sind zu dokumentieren, mit der
Fachberatung nach § 11 zu reflektieren und fir die
Weiterentwicklung der padagogischen Arbeit nutzbar
zu machen.”

. § 7a erhélt folgende Fassung:

,87a
Sprachliche Bildung

Sprachliche Bildung ist der Schliissel zu gesellschaft-
licher und Bildungsteilhabe. Als solche ist sie alltags-
integrierter Bestandteil friihkindlicher Bildung in jeder
Kindertageseinrichtung. Auf Grundlage der Erkenntnis-
se aus dem Transferprojekt ,Thiringer Qualitadtskom-
pass — sprachliche Bildung und inklusive Kindergar-
tenentwicklung“ soll zudem in jeder Einrichtung eine
bedarfsgerechte Férderung der sprachlichen Entwick-
lung erfolgen. Die wirksame Gestaltung sprachlicher
Bildungsanlasse setzt dabei voraus, dass sprachliche
Entwicklungsprozesse differenziert erkannt und indivi-
duelle Férderbedarfe angemessen bertcksichtigt wer-
den kénnen. Damit sprachliche Bildungsprozesse im
Alltag sensibel wahrgenommen, gezielt aufgegriffen
und nachhaltig begleitet werden kdnnen, bedarf es ge-
eigneter Rahmenbedingungen und einer kontinuierli-
chen Sicherung der padagogischen Qualitat.”

. § 11 Abs. 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Der Ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe hat das
Angebot einer bedarfsgerechten Fachberatung zum
Zweck der Umsetzung der in den §§ 7 und 7a genann-
ten Aufgaben und Ziele zu gewahrleisten.”

. § 16 Abs. 1 Satz 4 erhalt folgende Fassung:

,Daruber hinaus sind padagogische Fachkrafte im Sin-
ne des Satzes 1

1. Krippenerzieher,

2. Kindergartner sowie

3. Horterzieher und Unterstufenlehrer.”

. § 20 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,Der Bedarfsplan weist fur die Gemeinden des Pla-
nungsgebiets die Kindertageseinrichtungen und die
Platze der Kindertagesbetreuung aus, die zur Erfl-
lung des Anspruchs nach § 2 erforderlich sind, und
stellt die Zahl der genehmigten Platze, die Zahl der
belegten Platze und den voraussichtlichen Bedarf
an Platzen in den Kindertageseinrichtungen und
in der Kindertagespflege jahrlich fir die nachsten
vier Jahre fest.”

b) Absatz 2 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

»ZU beachten sind insbesondere

1. die Erreichbarkeit,

2. die tatsachliche Inanspruchnahme der Kinder-
tageseinrichtungen und Kindertagespflege,

3. der Bedarf unter Beriicksichtigung der Wiinsche
der Eltern sowie der Bedirfnisse und Interes-
sen der Kinder und

4. das Wunsch- und Wahlrecht nach § 5.

c) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 1 wird nach dem Wort ,Jugendhilfeaus-
schuss* die Angabe ,bis zum Ablauf des 31. Juli
des jeweiligen Kindergartenjahres® eingefugt.

bb)In Satz 3 werden nach dem Wort ,auszulegen®
die Worte ,und auf der Internetseite des ortli-
chen Tragers der oOffentlichen Jugendhilfe zu
verdffentlichen® eingeflgt.

6. § 22 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort ,Gemein-
de“ die Worte ,bis zum Ablauf des 30. April eines
jeden Kalenderjahres fir das vorangegangene Ka-
lenderjahr" eingeflgt.

b) Folgende Absétze 3 und 4 werden angefugt:

»(3) Investitionen sind keine Betriebskosten im Sin-
ne des Absatzes 1. Die Abgrenzung zwischen In-
vestitions- und Erhaltungsaufwand erfolgt nach den
fir die Gemeinden geltenden Vorschriften zur Haus-
haltswirtschaft. Gleiches gilt fir Tilgungsausgaben
flr Kredite entsprechend.

(4) Ausgaben fir ErschlieBungsbeitrage nach § 127
Abs.1 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom
3. November 2017 (BGBI. | S. 3634) in der jeweils
geltenden Fassung oder Beitrage nach § 7 des Thu-
ringer Kommunalabgabengesetzes in der Fassung
vom 19. September 2000 (GVBI. S. 301) in der je-
weils geltenden Fassung sind weder Betriebs- noch
Investitionskosten im Sinne dieses Gesetzes.*

7. Nach § 25 werden folgende § 25a und 25b eingefugt:

,§ 25a
Zuséatzlicher Landeszuschuss
fur Kindertageseinrichtungen

(1) Gemeinden, in deren Gemeindegebiet Kindertages-
einrichtungen betrieben werden, in denen weniger als
51 Kinder betreut werden, erhalten vom Land in den
Jahren 2026 und 2027 jeweils einen Landeszuschuss
in Hohe von 240 Euro fiir jedes Kind, das in einer sol-
chen Kindertageseinrichtung betreut wird.

(2) Grundlage fir das Erfillen der Voraussetzungen
und die Festsetzung des Landeszuschusses nach
Absatz 1 ist fur das Jahr 2026 die zum 1. Marz 2025
beziehungsweise fiir das Jahr 2027 die zum 1. Méarz
2026 erfasste Zahl der belegten Platze im Rahmen der
jahrlichen Meldung nach § 47 Abs.1 Satz 2 SGB VII.

(3) Die Auszahlung des zusatzlichen Landeszuschus-
ses nach Absatz 1 erfolgt zum 15. August des jeweiligen
Jahres durch das Staatliche Schulamt Stdthuringen.
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§ 25b
Landesprogramm zur Anpassung
von Kindertageseinrichtungen

(1) Gemeinden, in deren Gemeindegebiet Kindertages-
einrichtungen betrieben werden, in denen weniger als
51 Kinder betreut werden, kdbnnen vom Land fir das
Jahr 2027 auf Antrag Zuwendungen im Rahmen ei-
nes Landesprogramms nach Maligabe des Haushalts
im Zuge notwendiger Struktur- und Kapazitatsanpas-
sung, unter anderem durch Fusionen von Kindertages-
einrichtungen, infolge der demografischen Entwicklung
und der rucklaufigen Geburtenzahlen in Thiringen er-
halten. Die Weiterleitung der Mittel durch Kommunen
an nichtkommunale Trager soll entsprechend gewahr-
leistet werden.

(2) Grundlage fir die Feststellung der Anspruchsvor-
aussetzungen und die Festsetzung der Zuwendungen
nach Absatz 1 ist die zum 1. Marz 2026 im Rahmen
der jahrlichen Meldepflicht nach § 47 Abs. 1 Satz 2
SGB VIl erfasste Zahl der belegten Betreuungsplatze
aller von der Struktur- und Kapazitatsanpassung be-
troffenen Einrichtungen.

(3) Die Landesregierung regelt das Verfahren der Zu-
wendungsgewahrung im Rahmen des Landespro-
gramms nach Absatz 1.”

. § 29 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Die Elternbeitrdge sind im jeweiligen Gemeinde-
gebiet und der jeweiligen Kindertageseinrichtung nach
einem einheitlichen Mal3stab sowie sozialvertraglich
auszugestalten und zu staffeln. Als Kriterien fur eine
Staffelung ist der vereinbarte Betreuungsumfang zu
bertcksichtigen. Die Staffelung nach Satz 2 erfolgt
nach der Anzahl der vertraglich vereinbarten Betreu-
ungsstunden oder nach Stundenkorridoren. Als weitere
Kriterien sind das Einkommen und die Anzahl der kin-
dergeldberechtigten Kinder oder zumindest eines der
beiden Kriterien heranzuziehen. Beabsichtigt der Tra-
ger einer Kindertageseinrichtung, die Elternbeitrage zu
erhdhen, ist dies im Rahmen der Anhérung nach § 12
Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 auf Basis der Entwicklung der Be-
triebskosten nach § 22 Abs. 1 zu begriinden und auf
Antrag Einsicht in die Unterlagen zu gewahren.*

. § 30 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,24 Monate*
durch die Angabe ,36 Monate® ersetzt.

b) Absatz 4 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,Die Gemeinde hat dem Ministerium jahrlich bis zum

1. April die Anzahl der zum 1. Marz in allen Kinder-

tageseinrichtungen im Gemeindegebiet betreuten

Kinder mitzuteilen, die

1. im Zeitraum vom 2. August des laufenden Jah-
res bis zum 1. August des Folgejahres das vier-
te, finfte und sechste Lebensjahr vollenden,

2. nach § 18 Abs. 3 Satz 1 ThiirSchulG fiir die Dau-
er eines Schuljahres vom Besuch der Klassen-
stufe 1 der Grundschule zuriickgestellt wurden
oder

3. erstmalig eine Kindertageseinrichtung im Ge-
meindegebiet besuchen und im Zeitraum vom
2. August des vergangenen Jahres bis zum
1. August des laufenden Jahres das vierte Le-
bensjahr vollenden und zuvor keine andere Kin-
dertageseinrichtung besucht haben

und fir die daher nach Absatz 1 im Zeitraum der

letzten 36 Monate vor Schuleintritt kein Elternbei-

trag geltend gemacht werden darf.”

c) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 wird die Verweisung ,§ 29 Abs. 2
Satz 3“ durch die Verweisung ,§ 29 Abs. 2
Satz 4“ ersetzt.

bb)In Satz 2 wird das Wort ,Geschwisterregelun-
gen*“durch die Worte ,der Berlicksichtigung der
Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder" er-
setzt.

10. § 34 wird wie folgt geandert:

1.

a) Nummer 1 erhélt folgende Fassung:

»1. der GruppengréfRe und -zusammensetzung
nach § 7 Abs. 3 Satz 2, der Gestaltung des Uber-
gangs nach § 7 Abs. 3 Satz 4 sowie der Beob-
achtung und Dokumentation der Entwicklung
des Kindes einschlie8lich der Durchfiihrung
von Sprachstands- und Entwicklungsstandser-
hebungen nach § 7 Abs. 4,°

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a einge-
fugt:

»1a.der Ausgestaltung des Verfahrens nach § 8
Abs. 3

c) Nummer 3 erhélt folgende Fassung:

»3. der Ausgestaltung und Qualitat der Fachbera-
tung nach § 11 Abs. 1 bis 3,*

§ 35 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Absatze 3 und 4 werden die Absat-
ze 2und 3.

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und in Satz 1
wird die Angabe ,31. Dezember 2027“ durch die
Angabe ,31. Dezember 2026 ersetzt.
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d) Folgender neue Absatz 5 wird angefugt:

,(5) Die Trager haben satzungs- oder vertragsrecht-
liche Regelungen zu den Elternbeitragen, die nicht
den Bestimmungen dieses Gesetzes in der am
1. Januar 2027 geltenden Fassung entsprechen
oder nicht nach den Bestimmungen dieses Geset-
zes in der am 1. Januar 2027 geltenden Fassung
zustande gekommen sind, bis zum 30. Juni 2027
an dieses Gesetz in der am 1. Januar 2027 gelten-
den Fassung anzupassen.”

12. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen entsprechend angepasst.

Artikel 2

Dieses Gesetz trittam 1. Januar 2027 in Kraft. Abweichend
von Satz 1 treten

1. Artikel 1 Nr. 7 mit Wirkung vom 1. Januar 2026 und
2. Artikel 1 Nr. 9 Buchst. a am 1. August 2027

in Kraft.

Erfurt, den 6. Juli 2026
Der Prasident des Landtags
Dr. Thadaus Konig

Erstes Thiiringer Entlastungsgesetz
Vom 6. Juli 2026

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Thiiringer E-Government-Gesetzes

Das Thiringer E-Government-Gesetz vom 10. Mai 2018
(GVBIL. S. 212, 294), zuletzt gedndert durch Artikel 15 des
Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBI. S. 277), wird wie folgt
geandert:

1. § 15 erhalt folgende Fassung:

815
Nachweise

(1) Die §§ 5 und 5a des E-Government-Gesetzes vom
25. Juli 2013 (BGBI. | S. 2749) in der jeweils gelten-
den Fassung gelten im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes entsprechend. Dabei sind insbesondere die
Grundsatze von Transparenz, Nutzerkontrolle, Daten-
schutz, Zweckbindung und Nachvollziehbarkeit elekt-
ronischer Nachweisverfahren im Rahmen der Umset-
zung sicherzustellen.

(2) Die Umsetzung der Regelungen zum elektronischen
Nachweisverfahren ist bis spatestens zum 31. Dezem-
ber 2027 durch die fur E-Government zustandige obers-
te Landesbehdrde zu evaluieren.”

2. In § 32 Abs. 2 Satz 2 wird die Verweisung ,§ 2 Abs. 2
Nr. 3 des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-
Gesetzes" durch die Verweisung ,§ 2 Abs. 2 Nr. 3 des
Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Ge-
setzes"” ersetzt.

Artikel 2
Thiiringer Gesetz zu dem Vertrag lber die
Errichtung, den Betrieb und die
Weiterentwicklung des Nationalen
Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) — Vertrag zur
Ausfiihrung von Artikel 91c Absatz 1, Absatz 2 GG —
NOOTS-Staatsvertrag

§1

Dem am 10. Marz 2025 in Erfurt vom Freistaat Thrin-
gen unterzeichneten Vertrag Uber die Errichtung, den Be-
trieb und die Weiterentwicklung des Nationalen Once-On-
ly-Technical-Systems (NOOTS) — Vertrag zur Ausfiihrung
von Artikel 91c Absatz 1, Absatz 2 GG — NOOTS-Staats-
vertrag (NOOTS-Staatsvertrag) zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und dem Land Baden-Wirttemberg,
dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem Land Bran-
denburg, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und
Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Meck-
lenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem
Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz,
dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land Sach-
sen-Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein und dem Frei-
staat Thuringen wird zugestimmt. Der NOOTS-Staatsver-
trag wird nachstehend veréffentlicht.

§2

Der Tag, an dem der NOOTS-Staatsvertrag nach seinem
§ 10 Abs. 1 Satz 2 in Kraft tritt, wird vom Prasidenten des
Landtags im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir den Frei-
staat Thiringen bekannt gemacht.



Nr. 6 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 23. Juli 2026 151

Artikel 3
Anderung des Thiiringer Gesetzes
zur Ausfiihrung des Gesetzes fiir einen besseren
Schutz hinweisgebender Personen

Das Thiringer Gesetz zur Ausfihrung des Gesetzes fir
einen besseren Schutz hinweisgebender Personen vom
2. Juli 2024 (GVBI. S. 270) wird wie folgt gedndert:

1. § 4 wird aufgehoben.
2. Der bisherige § 5 wird § 4.

Artikel 4
Anderung des Ordnungsbehérdengesetzes

Das Ordnungsbehérdengesetz vom 18. Juni 1993 (GVBI.
S. 323), zuletzt geédndert durch Artikel 7 des Gesetzes
vom 2. Juli 2024 (GVBI. S. 277), wird wie folgt geandert:

1. In § 24 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird die Verweisung
»8 979 Abs. 1 des Biirgerlichen Gesetzbuches® durch
die Verweisung ,§ 979 Abs. 1 des Biirgerlichen Gesetz-
buches (BGB)* ersetzt.

2. In § 25 Abs. 4 wird die Verweisung ,§ 983 des Biirger-
lichen Gesetzbuches” durch die Verweisung ,§ 983
BGB* ersetzt.

3. In § 42 Abs. 1 wird nach dem Wort ,schriftlich“ die An-
gabe ,oder in Textform im Sinne des § 126b BGB* ein-
gefugt.

Artikel 5
Anderung des Thiiringer Ausfiihrungsgesetzes zum
Gesetz zur vorlaufigen Regelung des Rechts der
Industrie- und Handelskammern

In § 5 Abs. 3 Satz 2 des Thiringer Ausfilhrungsgesetzes
zum Gesetz zur vorlaufigen Regelung des Rechts der In-
dustrie- und Handelskammern vom 7. Dezember 1993
(GVBI. S. 757), das durch Gesetz vom 4. April 2019 (GVBI.
S. 61) geandert worden ist, wird die Verweisung , Thiringer
Vergabegesetzes vom 18. April 2011 (GVBI. S. 69) in der
jeweils geltenden Fassung*“ durch die Verweisung , Thirin-
ger Vergabegesetzes in der Fassung vom 23. Januar 2020
(GVBI. S. 29) in der jeweils geltenden Fassung” ersetzt.

Artikel 6
Anderung der Thiiringer Landeshaushaltsordnung

Die Thuringer Landeshaushaltsordnung in der Fassung
vom 19. September 2000 (GVBI. S. 282), zuletzt gedn-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Dezember 2025
(GVBI. 2026, S. 19), wird wie folgt geandert:

1. § 31 wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift erhalt folgende Fassung:

,§ 31
Finanzplanung®

b) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung ,(1)“ ge-
strichen.

c) Absatz 2 wird aufgehoben.

2. Die Inhaltstibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 7
Anderung der Thiiringer Bauordnung

Die Thiringer Bauordnung vom 2. Juli 2024 (GVBI. S. 298)
wird wie folgt geandert:

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geéndert:
a) Satz 1 Nr. 8 erhélt folgende Fassung:

,8. Windenergieanlagen und Teile von Windener-
gieanlagen, fur die die Konformitat mit den An-
forderungen der Verordnung (EU) 2023/1230
des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 14. Juni 2023 (ber Maschinen und zur
Aufhebung der Richtlinie 2006/42/EG des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates und der
Richtlinie 73/361/EWG des Rates (ABI. L 165
vom 29.6.2023, S. 1; L 169 vom 4.7.2023, S. 35;
L 2025/90297, 1.4.2025), geandert durch Ver-
ordnung (EU) 2024/2748, 8.11.2024), durch
eine Konformitatsbescheinigung und ein CE-
Zeichen nachgewiesen ist.”

b) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)Die Verweisung ,Richtlinie 2006/42/EG* wird
durch die Verweisung ,Verordnung (EU)
2023/1230° ersetzt.

bb)Die Verweisung ,§§ 60 bis 66, 73 bis 82, 84,
86, 89, 94 und 99“ wird durch die Verweisung
»88§ 60 bis 66, 73 bis 82, 84, 86, 89, 90, 94 und
99" ersetzt.

2. In § 2 Abs. 3 Satz 4 wird die Verweisung ,§ 1 Abs. 7
Nr. 1 der Thiringer Garagenverordnung vom 28. Méarz
1995 (GVBI. S. 185) in der jeweils geltenden Fassung*
durch die Verweisung ,§ 1 Abs. 7 Nr. 1 der Thuringer
Garagenverordnung (ThirGarVO) vom 28. Marz 1995
(GVBI. S. 185) in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt.

3. § 6 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 erhalt folgende Fassung:

,4. fur Antennen, soweit sie im Aullenbereich er-
richtet werden, einschliel3lich der Masten mit
einer Breite des Mastes von hochstens 1,50 m
und einer Gesamthéhe von nicht mehr als 50 m
gegenuliber anderen Grundstuicksflachen im Au-
3enbereich.”
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b) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort ,nicht* durch die
Worte ,nur mit in der Abstandsflache zulassigen
baulichen Anlagen® ersetzt.

In § 32 Abs. 6 Halbsatz 2 werden nach dem Wort ,Ex-
plosionsgefahr® ein Komma und die Worte ,soweit es
sich nicht um Wohngebaude handelt” eingeflgt.

. § 33 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt geandert:

aa)In Nummer 1 wird die Verweisung ,Absatzes 2
Nr. 2“ durch die Verweisung ,Absatzes 2 Satz 1
Nr. 2“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Verweisung ,Absatzes 2
Nr. 5 durch die Verweisung ,Absatzes 2 Satz 1
Nr. 5 ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa)Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefugt:

,Brennbare Dachlatten sind zul&ssig, wenn sie
hohlraumfrei in nichtbrennbare, im Brandfall
formstabile Dammstoffe eingebettet sind; dies
gilt entsprechend fir bauphysikalisch notwendi-
ge Folien, wenn sie im Bereich der Brandwand
hohlraumfrei verlegt sowie ober- und untersei-
tig vollstandig von nichtbrennbaren Baustoffen
abgedeckt sind.”

bb)Im neuen Satz 5 wird die Angabe ,am 4. Ap-
ril 2023“ durch die Worte ,seit mindestens flinf
Jahren” ersetzt.

c) Nach Absatz 7 Satz 3 wird folgender Satz einge-
fugt:

+Abweichend von Satz 3 sind Dammstoffe aus
schwer entflammbaren Baustoffen bis zu einer
Héhe von 0,50 m Uber der Gelandeoberflache zu-
lassig.”

In § 35 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 Buchst. b wird nach dem
Wort ,Dachaufbauten” das Wort ,jeweils” eingefiigt.

. Dem § 37 Abs. 4 wird folgender Satz angefugt:
»2atz 1 gilt nicht fir Treppen, die nach § 38 Abs. 1
Satz 3 Nr. 2 und 4 ohne eigenen Treppenraum zulas-
sig sind.”
. § 51 wird wie folgt geandert:
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

»Satz 1 gilt nicht, wenn aus einem Gebaude der Ge-

baudeklasse 1 oder 2 durch Teilung von Wohnun-
gen, durch Aufstocken des Gebaudes oder durch

Ausbau des Dachraums ein Gebaude der Gebau-
deklassen 3, 4 oder 5 entsteht.”

b) Absatz 5 wird aufgehoben.

9. § 52 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 2 wird das Wort ,schwellenlos® durch
das Wort ,leicht” ersetzt.

bb)In Satz 3 Nr. 4 werden nach dem Wort ,Mobili-
tatskonzepte“ die Worte ,zur Berucksichtigung
des offentlichen Personennahverkehrs ebenso
wie des Individualverkehrs® eingeflgt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geadndert:
aa) Nummer 2 erhalt folgende Fassung:

»2. wenn bei einem Gebaude, dessen Fertigstel-
lung mindestens fiinf Jahre zurlckliegt, eine
Wohnung geteilt oder Wohnraum durch Nut-
zungsanderung, durch Aufstocken des Ge-
baudes oder durch Ausbau des Dachraums
geschaffen wird,"

bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch
das Wort ,und” ersetzt.

cc) Folgende Nummer 4 wird angefugt:

4. bei sonstigen Wohngebauden ab der Gebau-
deklasse 3, die fur die Dauer von 15 Jah-
ren nicht nach dem Wohnungseigentumsge-
setz (WEG) in der Fassung vom 12. Januar
2021 (BGBI. | S. 34) in der jeweils gelten-
den Fassung aufgeteilt werden, soweit der
Bauantrag oder die Unterlagen nach § 64
Abs. 3 Satz 1 nach dem 1. Januar 2026 ein-
gereicht wurden.”

10. Nach § 54 wird folgender § 54a eingefugt:

.S Hda
Umbau, Umnutzung

(1) Wird ein rechtmalig bestehendes Gebaude zur
Wohnraumschaffung umgenutzt oder geandert, gel-
ten die Absatze 2 bis 4. Satz 1 gilt nicht fir Hochhau-
ser, fir Gebaude, die infolge der Umnutzung oder An-
derung einen Sonderbautatbestand nach § 2 Abs. 4
erfillen, und fiir Anbauten.

(2) Werden Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsrdumen
umgenutzt, sind auf bestehende Gebaude oder Bau-
teile § 6 Abs. 1 bis 7, die §§ 15, 30, 31, 32 Abs. 1 bis 5,
die §§ 33 bis 35, 37, 38 Abs. 1 und 3 bis 8 sowie § 39
nicht anzuwenden, soweit diese nicht wesentlich gean-
dert werden. Satz 1 gilt auch fiir Ausbauten von Dach-
geschossen einschlieRlich der Errichtung von Dach-
gauben und Zwerchgiebeln.
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1.

(3) Werden Gebaude mit Aufenthaltsraumen erstmals
um ein Geschoss aufgestockt,

1.

2.

werden flr die Aufstockung keine Abstandsflachen
nach § 6 erforderlich,

sind auf bestehende Bauteile die §§ 30 bis 35, 37,
38 Abs. 1 und 3 bis 8 sowie § 39 nicht anzuwen-
den, soweit diese nicht wesentlich gedndert wer-
den,

gelten im Geschoss der Aufstockung die fur die bis-
herige Gebaudeklasse gestellten Anforderungen
an die tragenden und aussteifenden sowie an die
raumabschlieRenden Bauteile,

mussen in den Wanden notwendiger Treppenrau-
me Offnungen zu Kellergeschossen mindestens
feuerhemmende und selbstschlielende Abschliis-
se haben,

miissen Offnungen zu Nutzungseinheiten im Be-
reich der Aufstockung mindestens feuerhemmen-
de, rauchdichte und selbstschlie®ende Abschliisse
haben, wenn bei bestehenden Gebauden in not-
wendigen Treppenrdumen die Treppe selbst oder
Wand- und Deckenbekleidungen aus brennbaren
Baustoffen bestehen oder die sonstigen Tiiren des
notwendigen Treppenraums nicht mindestens den
Anforderungen nach § 38 Abs. 6 entsprechen, und
ist an oberster Stelle des Treppenraums eine Off-
nung nach § 38 Abs. 8 Satz 2 Nr. 2 zu schaffen, so-
weit in notwendigen Treppenrdumen keine Fenster
nach § 38 Abs. 8 Satz 2 Nr. 1 vorhanden sind.

(4) Bei Anderungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
findet § 15 Abs. 2 keine Anwendung.”

§ 63 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Buchstabe a wird die Angabe ,10“ durch
die Angabe , 30 ersetzt.

bbb) In Buchstabe b wird die Angabe ,50 durch
die Angabe ,60° ersetzt.

cce) In Buchstabe ¢ werden die Worte: ,Sa-
chen oder zum voriibergehenden Schutz
von Tieren“ durch die Worte ,Sachen, zum
vorubergehenden Schutz von Tieren oder
im Fall von ortsveranderlich genutzten und
fahrbereit aufgestellten Anlagen auch zum
dauerhaften Schutz von Tieren® ersetzt.

ddd) In Buchstabe h wird das Wort ,unbeheiz-
te* gestrichen.

eee) In Buchstabe j wird nach dem Wort ,Grund-
flache" die Angabe ,im Sinne des § 2
Abs. 3 Satz 3“ eingefiigt.

bb) In Nummer 3 Buchst. e werden nach dem Wort
,werden“ ein Komma und die Angabe ,ein-
schlief3lich der dazugehdrigen Gasspeicher bis
zu einer Speichermenge von 20 kg“ eingefugt.

cc) Nummer 11 Buchst. b erhéalt folgende Fassung:

,b) die Anderung tragender oder aussteifender
Bauteile innerhalb von Gebauden der Ge-
baudeklassen 1 bis 3, soweit die Standsi-
cherheit des Gebaudes durch einen qualifi-
zierten Tragwerksplaner im Sinne des § 72
Abs. 2 beurteilt und im erforderlichen Um-
fang nachgewiesen wurde und, soweit not-
wendig, durch den qualifizierten Tragwerks-
planer Uberwacht wird.*

dd)Nummer 12 Buchst. b erhélt folgende Fassung:
,b) Waren- und Leistungsautomaten,”
ee)Nummer 15 wird wie folgt geandert:
aaa) In Buchstabe a werden nach dem Wort
,Elektromobilitat* die Worte ,einschliellich
technisch notwendiger Nebenanlagen® ein-
geflgt.
bbb) In Buchstabe d werden die Worte ,Wa-

ren- und Leistungsautomaten sowie“ ge-
strichen.

b) Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

»(4) Verfahrensfrei sind Instandhaltungs- und In-
standsetzungsarbeiten.”

12.§ 64 Abs. 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

.Keiner Genehmigung bedurfen

1.

unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die Er-

richtung, Anderung und Nutzungsanderung von

a) Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,

b) sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind,

c) Nebengebauden und Nebenanlagen zu Vorha-
ben nach den Buchstaben a und b,

unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Nr. 3

und 4 im Anwendungsbereich des

a) § 34 BauGB die Anderung und Nutzungsénde-
rung von Dachgeschossen zu Wohnzwecken
einschlief3lich der Errichtung von Dachgauben,

b) § 35 Abs. 1 Nr. 8 Buchst. b BauGB die Errich-
tung und Anderung von Anlagen zur Nutzung
solarer Strahlungsenergie,

die Modernisierung und der Ersatz von bestehen-

den Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneu-

erbaren Energien.*

13. § 65 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren

wird durchgefihrt bei

1. Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,

1a. Wohngeb&uden der Gebdudeklasse 4,

2. Wohngebduden mit Typengenehmigung nach
§ 81 der Gebdudeklassen 4 und 5,
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2a. Wohngebauden, die baugleich durch eine Bau-
behorde auf dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland nicht Ianger als 36 Monate vor Ein-
reichung des Bauantrags in einem Baugeneh-
migungsverfahren im Sinne von § 66 genehmigt
wurden,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind, und

4. Nebengebauden und Nebenanlagen zu Vorha-
ben nach den Nummern 1 bis 3,

ausgenommen Sonderbauten und Anlagen, die ei-

ner Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertrag-

lichkeitspriifung oder einer Vorpriifung nach dem

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung

oder dem Thiringer UVP-Gesetz unterliegen. Im

vereinfachten Baugenehmigungsverfahren prift

die Bauaufsichtsbehérde

1. die Ubereinstimmung mit den Bestimmungen
Uber die Zulassigkeit der baulichen Anlagen
nach den §§ 29 bis 38 BauGB,

2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 73
Abs. 1 und 2 Satz 2 sowie

3. andere oOffentlich-rechtliche Anforderungen,
soweit wegen der Baugenehmigung eine Ent-
scheidung nach anderen o6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften entfallt oder ersetzt wird.

§ 72 bleibt unberihrt.”

b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

,(2) Uber den Bauantrag ist innerhalb von drei Mo-
naten nach Vorlage der vollstdndigen Antragsun-
terlagen zu entscheiden; die Bauaufsichtsbehor-
de kann diese Frist gegenliber der Antragstellerin
oder dem Antragsteller aus wichtigem Grund um
bis zu zwei Monate verlangern. Ist das Einverneh-
men oder die Zustimmung der Gemeinde nach dem
Baugesetzbuch erforderlich, endet diese Frist frii-
hestens einen Monat nach dem Eingang der Mit-
teilung Uber die Entscheidung der Gemeinde oder,
sofern das Einvernehmen oder die Zustimmung
der Gemeinde durch Fristablauf als erteilt gilt, ei-
nen Monat nach dem Zeitpunkt, bis zu dem die Mit-
teilung Uber die Verweigerung des Einvernehmens
oder der Zustimmung der Gemeinde bei der Bau-
aufsichtsbehorde hatte eingehen missen. Der An-
trag gilt als genehmigt, wenn Uber ihn nicht inner-
halb der nach den Satzen 1 und 2 mafigeblichen
Frist entschieden worden ist. Die Bauaufsichtsbe-
horde hat der Antragstellerin oder dem Antragstel-
ler eine Bescheinigung tber den Eintritt der Geneh-
migungsfiktion auszustellen.*

14. § 67 wird wie folgt geandert:

a) Nach Absatz 3 wird folgender neue Absatz 4 ein-

gefugt:

»(4) Fir folgende Gebaude sind ferner die in Satz 2

genannten Personen bauvorlageberechtigt:

1. freistehende oder nur einseitig angebaute oder
anbaubare Wohngebaude der Geb&dudeklassen
1 und 2 bis 250 m? Geschossflache,

2. eingeschossige gewerblich sowie land- und
forstwirtschaftlich genutzte Gebaude mit freien
Stutzweiten von nicht mehr als 12 m und nicht
mehr als 400 m? Grundflache, die keine Son-
derbauten sind,

3. Kleingaragen im Sinne des § 1 Abs. 7 Nr. 1
ThirGarVO.

Bauvorlageberechtigt nach Satz 1 ist, wer mindes-

tens zwei Jahre

1. Meisterin oder Meister des Maurer-, Betonbau-
er- oder Zimmerer-Handwerks ist oder diesen
nach § 7 Abs. 3, 7 oder 9 der Handwerksord-
nung in der Fassung vom 24. September 1998
(BGBI. 1'S. 3074; 2006 | S. 2095) in der jeweils
geltenden Fassung gleichgestellt ist,

2. staatlich geprifte Technikerin oder staatlich ge-
prufter Techniker der Fachrichtung Bautechnik
mit dem Schwerpunkt Hochbau ist oder einem
gleichwertigen Abschluss,

3. in einem Mitgliedstaat der Européischen Uni-
on, in einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum
oder in einem durch Abkommen gleichgestellten
Staat einen Ausbildungsnachweis erworben hat,
der aufgrund einer schulrechtlichen Rechtsvor-
schrift als gleichwertig mit dem Abschluss zur
staatlich gepruften Technikerin oder zum staat-
lich gepriften Techniker der Fachrichtung Bau-
technik mit dem Schwerpunkt Hochbau aner-
kannt ist, oder

4. in einem der in Nummer 3 genannten Staaten
zur Erbringung von Entwurfsleistungen fir Bau-
vorhaben nach Satz 1 rechtmaRig niedergelas-
sen ist und diese Leistungen nur voribergehend
und gelegentlich in Thiringen erbringt.”

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.
Folgender Absatz 6 wird angeflgt:

»(6) Die Bauvorlageberechtigen nach Absatz 4
Satz 2 missen in eine von der Ingenieurkammer
Thiringen zu fuhrende Liste der sonstigen Bau-
vorlageberechtigten eingetragen sein, sich vor
Eintragung in die Liste sowie jahrlich im Bereich
des offentlichen Baurechts fortbilden und zur De-
ckung der sich aus ihrer Berufsausiibung erge-
benden Haftpflichtgefahren eine angemessene
Berufshaftpflichtversicherung fiir die Dauer ihrer
Eintragung in der Liste sowie eine Nachhaftungs-
zeit von mindestens fiinf Jahren nach Beendigung
des Versicherungsvertrags aufrechterhalten. Die
Mindestversicherungssumme betragt fir jeden
Versicherungsfall 1,5 Millionen Euro fiir Perso-
nenschaden und 300 000 Euro fir Sach- und Ver-
mogensschaden. Als Jahreshdchstleistung fur alle
im Versicherungsjahr verursachten Schaden muss
der dreifache Betrag der Mindestversicherungs-
summe veranschlagt sein.”

15.1n § 72 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 Nr. 3 Buchst. d wird

die Verweisung ,Richtlinie 2006/42/EG" durch die Ver-
weisung ,Verordnung (EU) 2023/1230“ ersetzt.
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16. Nach § 73 Abs. 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefiigt:
»8 64 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend.”

17.1n § 76 Abs. 7 wird die Angabe ,(WEG) in der Fassung
vom 12. Januar 2021 (BGBI. | S. 34) in der jeweils gel-
tenden Fassung“ gestrichen.

18.§ 102 wird wie folgt geandert:

a) Der Uberschrift werden ein Komma und das Wort
»Evaluierung® angefugt.

b) Folgender Absatz 3 wird angefugt:

»(3) Die durch das Erste Thiringer Entlastungsge-
setz vom 6. Juli 2026 (GVBI. S. 150) in Kraft getre-
tenen Anderungen dieses Gesetzes sind von dem
fur Bauen zustandigen Ministerium bis spatestens
drei Jahre nach Inkraftireten der Anderungen auf
ihre Wirksamkeit zu Uberprifen; dem Landtag ist
spatestens sechs Monate nach Beginn des Evalu-
ierungsverfahrens ein schriftlicher Bericht mit den
Evaluierungsergebnissen sowie Handlungsemp-
fehlungen vorzulegen.”

19. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 8
Anderung der Verordnung zur Ausfiihrung
des Thiiringer Jagdgesetzes

Die Verordnung zur Ausfihrung des Thiringer Jagdge-
setzes vom 7. April 2006 (GVBI. S. 245), zuletzt gedndert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. Dezember 2025
(GVBI. 2026, S. 19), wird wie folgt geéndert:

1. § 10 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

.FUr die Bejagung des Schwarzwildes, des Haarraub-
wildes sowie der jagdbaren invasiven Arten nach § 7
Abs. 2 Nr. 9 des Bundesnaturschutzgesetzes vom
29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542) in der jeweils geltenden
Fassung ist die Verwendung von kiinstlichen Lichtquel-
len, einschlieBlich Infrarotaufhellern, und von Nachtziel-
geraten, die einen Bildwandler oder eine elektronische
Verstarkung besitzen und fir Schusswaffen bestimmt
sind, zugelassen.”

2. § 12 Abs. 2 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Der Jagdbezirksinhaber hat iber das durch Abschuss
oder Fang erbeutete Wild eine Streckenliste auf einem
landeseinheitlichen Formblatt nach dem Muster der An-
lage 7 in Schriftform oder elektronischer Form zu flh-
ren; die zustandige Jagdbehdérde kann die elektroni-
sche Form anordnen.*

3. § 21 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) In Jagdbezirken auRerhalb der jeweiligen Ein-

standsgebiete fur Rot-, Dam- oder Muffelwild erfolgt

der Abschuss ohne Zahl; der Abschuss von mannli-

chem zu weiblichem Wild, Kalbern und Lammern hat

im Verhaltnis 1 : 4 zu erfolgen. Die untere Jagdbehor-

de kann auf Antrag oder von Amts wegen

1. abweichend von Satz 1 den Abschuss aus beson-
deren Griinden beschranken oder

2. einvon Satz 1 Halbsatz 2 abweichendes Abschuss-
verhaltnis festsetzen.”

. § 27 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Der Wildursprungsschein nach dem Muster der
Anlage 11 wird schriftlich im Durchschreibverfah-
ren dreifach erstellt und nach den Satzen 2 bis 5
behandelt oder elektronisch nach einem anerkann-
ten Verfahren erstellt.”

b) Folgender Satz wird angefiigt:

,Fur elektronisch erstellte Wildursprungsscheine
gelten die Vorgaben in den Séatzen 2 bis 5 sinnge-
man; die Ubermittlung an zusténdige Stellen kann
elektronisch erfolgen.*

. § 28 Abs. 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die Ausgabe der Wildmarken und der Wildursprungs-
scheine erfolgt durch die unteren Jagdbehorden oder
eine von der unteren Jagdbehorde bestimmte Stel-
le an die Jagdausubungsberechtigten der Eigenjagd-
bezirke und Gemeinschaftsjagdbezirke in ausreichen-
der Anzahl.”

In § 33 werden die Worte ,in mannlicher und weiblicher
Form* durch die Worte ,fir alle Geschlechter” ersetzt.

7. Die Anlagen 6 und 7 erhalten folgende Fassung:
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»Anlage 6
(zu § 11 Abs. 2)

Mindestdreijahresabschussplan Rehwild/

Antrag auf Abschussfestsetzung von Hochwild auBerhalb der Einstandsgebiete

Name des Jagdbezirks:
Erhebungsstand

Jagdjahr

Amtliche Schliisselnummer
Lfd. Nr. der Jagdbezirksliste des Landkreises/der kreisfreien Stadt

Nr. der Hegegemeinschaft
Name der Hegegemeinschaft

]Landkreis/Gemeinde
01
002 |
003 |2) 1) [1] Hochwild-Hegegemeinschaft

GroRe des Jagdbezirks (Angaben im Pachtvertrag)

[2] sonstige Hegegemeinschaft
2) Ifd. Nr. d. Hegememeinschaft (s. Verzeichn. d.
Hegegemeinschaften)

ihres/ihrer Vorsitzenden
3. Bestatigter oder festgesetzter Mindestabschuss fir 3 Jahre

Erfassungsbeleg
1. befriedete Flache 005 ha erfasst
2. Waldflache 006 ha
3. Feldflache 007] |
4. Gew asserflache 08| ha gepriift
5. Biotopflache Rehw ild 09| ha

Rehbdécke Ricken/ Schmalrehe | Summe Kitze Summe Rehwild
5 : adulte Rehe | mannlich und
A Vorjahre - Jagdjahre I:I:l:l Spalten-Nr. (1-11) -> Sp. 152 ——y Sp. 344
1 2 8 4 5

1. Bestatigter oder festgesetzter Mindestabschuss der letzten 3 Jatf012]
2. Durchgefiihrter Abschuss der letzten 3 Jahre 13
3. Fallw ild der letzten 3 Jahre 14|
4. Gesamtabgang der letzten 3 Jahre 015
B Planungsjahre - Jagdjahre Rehbocke Ricken/ Schmalrehe | Summe Kitze Summe Rehwild

adulte Rehe | mannlich und

Sp. 142 weiblich Sp. 3+4

1 2 3 4 5

1. Mindestabschussvorschlag des/der Jagdbezirksinhaber/s/in fo1
2. Mindestabschussempfehlung der Hegegemeinschaft bzw . fo1

[o1g]

[[] Jagdvorstand

[[] Inhaber/in des Eigenjagdbezirks

Name und Anschrift der Jagdgenossenschaft bzw. des Inhabers des Eigenjagdbezirks

|:| Dem Abschussvorschlag des/der Jagdbezrksinhaber/s/in wird

[] zugestimmt. [ ] nicht zugestimmt und es wird beantragt, den Abschussplan wie folgt zu dndern:

Ort, Datum

in bzw. Ir in des Ei

Unterschrift des/der Jagdvor

Jagdbezirksinhaber/in

Name und Anschrift

Der/die Jagdbezirksinhaber/in legt den Abschussplan vor

Ort, Datum

Unterschrift des/der Jagdbezirksinhaber/s/in

Untere Jagdbehdrde
NI O Unter Bestatigung N Unter Festsetzung
zuriickgeleitet an zurtickgeleitet an
Jagdbezirks-
L inhaber/in O

Jagdgenossenschaft bzw. In-| .
haber/in des Eigenjagdbezirkl:| g e

Begriindung (Nur bei Festsetzung)

Umseitige Rechtsbehelfsbelehrung ist Bestandteil dieses
Abschussplans.

O

Ort, Datum

Untere Jagdbehérde

Bitte Hinw eise auf der Riickseite beachten!
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Hinweise zum Ausfiillen der Zeilen 12 - 18
Zu A. Vorjahre:

Der Jagdbezirksinhaber hat fir den Zeitraum der letzten drei Jahre in Zeile 12 den bestatigten oder festgesetzten Abschuss,
in Zeile 13 den durchgefiuhrten Abschuss, in Zeile 14 die bis zum 1. Februar des Antragsjahres bekannt gewordenen Fall-
wildstiicke mit Ausnahme des vor Beginn der Jagdzeit gefallenen, im ersten Lebensjahr stehenden Jungwildes und in Zei-
le 15 den Gesamtabgang einzutragen. Fallwild ist alles Wild, das durch andere Art als durch Erlegen verendet ist.

Zu B. Planungsjahre — Jagdjahre:
Zu Zeile 16 — Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers:

Der Abschussvorschlag ist im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber eines verpachteten Eigenjagdbe-
zirks aufzustellen. Aufgabe der Hegegemeinschaft ist es, die Abschussplanvorschlage fiir die ihr angehdérenden Jagdbe-
zirke aufeinander abzustimmen.

Zu Zeile 17 — Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vorsitzenden:

Hier ist die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft oder, wenn der Jagdbezirksinhaber einer solchen nicht angehdrt,
des Vorsitzenden der Hegegemeinschaft, in deren rdumlichem Wirkungsbereich der Jagdbezirk liegt, einzutragen. Weicht
die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vorsitzenden von dem einvernehmlich mit dem
Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks aufgestellten Abschussvorschlag ab, so ist vor der Einreichung des
Abschussplans bei der unteren Jagdbehérde, dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks Gelegenheit zur
AuRerung liber die Abschussempfehlung zu geben.

Zu Zeile 18 — bestatigter oder festgesetzter Abschuss:

Der eingereichte Abschussplan gilt als bestatigt, wenn er bis zum 1. Mai des Antragsjahres nicht beanstandet worden ist
oder die Beanstandung bis zu diesem Zeitpunkt nicht angekiindigt worden ist. In allen Ubrigen Fallen ist er festzusetzen.
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Anlage 7
(zu § 12 Abs. 2)
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8. Anlage 10 erhalt folgende Fassung:

»Anlage 10
(zu § 26 Abs. 2 Satz 1)

Die Wildmarke ist eine Fixlangen- oder Durchziehplombe aus Polyethylen oder dhnlichem Material mit einer Lange
von etwa 210 mm und einem beschrifteten Blatt von mindestens 20 x 30 mm, die sich nach dem Schlie3en nicht wie-
der 6ffnen lassen darf. Die Wildmarke tragt auf dem Blatt eine sechsstellige fortlaufende Nummer in schwarzer Farbe
und den Schriftzug ,Freistaat Thiringen®. Fortlaufende Nummer und Schriftzug sind dauerhaft und deutlich erkennbar
aufgebracht. Weitere Kennzeichnungen an der Wildmarke, insbesondere zur Verwendung mit elektronischen Verarbei-
tungssystemen, sind zulassig.

000000

Freistaat Thlringen

N .

Artikel 9 3. §48 Abs. 3 wird wie folgt geandert:
Anderung des Thiiringer Wassergesetzes

a) In Satz 1 wird die Angabe ,,30. Juni 2014“ durch die
Das Thiringer Wassergesetz vom 28. Mai 2019 (GVBI. Angabe ,31. Dezember 2027 ersetzt.
S. 74), zuletzt geandert durch Artikel 52 des Gesetzes
vom 2. Juli 2024 (GVBI. S. 277), wird wie folgt geandert: b) Satz 2 wird aufgehoben.

1. § 33 Abs. 3 wird wie folgt geandert: 4. In § 53 Abs. 4 Satz 2 wird die Verweisung , Thiiringer

a) In Satz 1 Halbsatz 2 werden die Verweisung , Thi-
ringer Gesetzes Uber die Fernwasserversorgung
(ThGrFWG) in der Fassung vom 5. Marz 2003
(GVBI. S. 145) in der jeweils geltenden Fassung*
durch die Verweisung ,Gesetzes Uber die Anstalt
Thiringer Fernwasserversorgung (ThirFWG) vom
30. Juli 2019 (GVBI. S. 347) in der jeweils geltenden
Fassung“ und die Verweisung ,§ 17 Abs. 2 Satz 3
ThirFWG* durch die Verweisung ,§ 16 Abs. 2
Satz 3 ThiFwG* ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Verweisung ,§ 17 Abs. 2 Satz 1
und 4 ThirFWG* durch die Verweisung ,§ 16 Abs. 2
Satz 1 und 4 ThurFWG" ersetzt.

. In § 41 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung ,Gesetzes

Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94) in der
jeweils geltenden Fassung* durch die Verweisung ,Ge-
setzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)
in der Fassung vom 18. Méarz 2021 (BGBI. | S. 540) in
der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

Brand- und Katastrophenschutzgesetzes (ThirBKG)
vom 5. Februar 2008 (GVBI. S. 22) in der jeweils gel-
tenden Fassung“ durch die Verweisung ,Thiringer
Brand- und Katastrophenschutzgesetzes vom 2. Juli
2024 (GVBI. S. 210) in der jeweils geltenden Fassung*
ersetzt.

In § 55 Satz 4 wird die Verweisung ,§ 14a“ durch die
Verweisung ,§ 15“ ersetzt.

In § 82 Abs. 2 wird die Verweisung ,Richtlinie 2006/7/EG
des Europaischen Parlaments und des Rates vom
15. Februar 2006 Uber die Qualitdt der Badegewas-
ser und deren Bewirtschaftung und zur Aufhebung der
Richtlinie 76/160/EWG (ABI. L 64 vom 4.3.2006, S. 37)
in der jeweils geltenden Fassung®“ durch die Verweisung
,Richtlinie 2006/7/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 15. Februar 2006 Uber die Quali-
tat der Badegewasser und deren Bewirtschaftung und
zur Aufhebung der Richtlinie 76/160/EWG (ABI. L 64
vom 4.3.2006, S. 37; L 359 vom 29.12.2012, S. 77) in
der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

In § 83 werden die Worte ,in mannlicher und weiblicher
Form* durch die Worte ,fiir alle Geschlechter” ersetzt.
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Artikel 10
Anderung des Thiiringer Richter- und
Staatsanwaltegesetzes

§ 15a des Thiringer Richter- und Staatsanwaltege-
setzes vom 14. Dezember 2018 (GVBI. S. 677), das
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Juli 2024
(GVBI. S. 265) und durch Artikel 43 des Gesetzes vom
2. Juli 2024 (GVBI. S. 277) geandert worden ist, erhalt
folgende Fassung:

,§ 15a
Rechtspflegebericht

Das fiir Justiz zustandige Ministerium legt dem Landtag
mindestens einmal je Wahlperiode einen Rechtspflege-
bericht vor. Der Bericht enthalt insbesondere Angaben
zur personellen Situation, mittel- und langfristigen Per-
sonalplanung, Entwicklung der Verfahrensdauer, Digi-
talisierung, Belastung der Gerichte und Staatsanwalt-
schaften sowie Sicherstellung der Funktionsfahigkeit
der Justiz. Soweit Angaben bereits in 6ffentlich zugang-
lichen Berichten, Statistiken oder Haushaltsunterlagen
enthalten sind, kann hierauf verwiesen werden.*

Artikel 11
Anderung des Thiiringer Hochschulgesetzes

Das Thiringer Hochschulgesetz vom 10. Mai 2018 (GVBI.
S. 149), zuletzt gedndert durch Artikel 31 des Gesetzes
vom 2. Juli 2024 (GVBI. S. 277), wird wie folgt geandert:

1. § 69 Abs. 4 wird wie folgt gedndert:
a) Das Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt.
b) Halbsatz 2 wird aufgehoben.

2. In§73Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird die Verweisung ,§ 1896
des Burgerlichen Gesetzbuchs* durch die Verweisung
»8 1814 des Burgerlichen Gesetzbuchs* ersetzt.

3. In§96 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte ,im Benehmen
mit der Landesprasidentenkonferenz® gestrichen.

Artikel 12
Anderung des Thiiringer Hochschulgebiihren- und
-entgeltgesetzes

Das Thuringer Hochschulgebihren- und -entgeltgesetz
vom 21. Dezember 2006 (GVBI. S. 601), zuletzt geandert
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 11. Juni 2020 (GVBI.
S. 277), wird wie folgt gedndert:

1. In§ 8 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte ,Sozialgeld oder
Arbeitslosengeld II“ durch das Wort ,Leistungen® er-
setzt.

2. In § 9 wird der Klammerzusatz ,(§ 71 ThirHG)" durch
die Angabe ,im Sinne des § 78 ThirHG" ersetzt.

3. In § 14 werden die Worte ,in mannlicher und weiblicher
Form* durch die Worte ,fir alle Geschlechter” ersetzt.

Artikel 13
Anderung des Thiiringer
Hochschulzulassungsgesetzes

Das Thiringer Hochschulzulassungsgesetz in der Fas-
sung vom 8. September 2020 (GVBI. S. 449) wird wie
folgt geandert:

1. § 3 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt geandert:

a) Die Verweisung ,Jugendfreiwilligendienstegesetzes
(JFDG) vom 16. Mai 2008 (BGBI. | S. 842) in der
jeweils geltenden Fassung® wird durch die Verwei-
sung ,Jugendfreiwilligendienstegesetzes vom 16.
Mai 2008 (BGBI. | S. 842) in der jeweils geltenden
Fassung” ersetzt.

b) Das Semikolon und die Angabe ,§ 15 Abs. 2 JFDG
gilt entsprechend“ werden gestrichen.

2. §6b Abs. 6 Satz 2 wird aufgehoben.

3. In § 7a Satz 4 werden nach dem Wort ,Satzung® das
Komma und die Worte ,die der Genehmigung des fir
das Hochschulwesen zustandigen Ministeriums bedarf
gestrichen.

4. In § 13 Abs. 2 werden nach dem Wort ,Satzung“ das
Komma und die Angabe ,die der Genehmigung des fur
Hochschulwesen zustandigen Ministeriums bedarf,“ ge-
strichen.

Artikel 14
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten

1. Artikel 7 Nr. 1 Buchst. a und b Doppelbuchst. aa
und Nr. 15 am 20. Januar 2027 und

2. Artikel 7 Nr. 5 Buchst. b Doppelbuchst. bb und Nr. 9
Buchst. b am 4. April 2028

in Kraft.

(3) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt die
Thiringer Photovoltaik-Freiflachenverordnung vom 4. Juli
2023 (GVBI. S. 256) auler Kraft.

Erfurt, den 6. Juli 2026
Der Prasident des Landtags
Dr. Thadaus Konig
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Vertrag uiber die Errichtung, den Betrieb und
die Weiterentwicklung des Nationalen Once-
Only-Technical-Systems (NOOTS) —
Vertrag zur Ausfiihrung von Artikel 91c
Absatz 1, Absatz 2 GG -
NOOTS-Staatsvertrag

Praambel

Das Land Baden-Wirttemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thiringen

sowie die

Bundesrepublik Deutschland (im Weiteren ,der Bund® ge-
nannt)

(im Folgenden ,Vertragsparteien®)

haben das Ziel, ein gemeinsames flachendeckendes infor-
mationstechnisches System zu etablieren, das perspekti-
visch den gesamten Datenaustausch zwischen allen 6f-
fentlichen Stellen automatisiert, reibungslos, schnell und
damit auch kostenglinstig und birokratiearm ermdglicht.

Nachweise und Daten, die der 6ffentlichen Verwaltung be-
reits vorliegen, sollen im Interesse der Biirgerinnen und
Burger sowie der Unternehmen nicht erneut erhoben, son-
dern direkt automatisiert abgerufen, tbermittelt und nutz-
bar gemacht werden (Once-Only-Prinzip).

Davon profitieren auch die Verwaltungen des Bundes ein-
schliefllich der bundesunmittelbaren Kérperschaften, An-
stalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts sowie der
Lander einschliel3lich der Gemeinden, Gemeindeverban-
de und der sonstigen der Aufsicht der Lander unterstehen-
den juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts. Diese
Vereinbarung umfasst juristische Personen des offentli-
chen Rechts, soweit die Vertragsparteien die Fach- und/
oder die Rechtsaufsicht haben.

Zunachst soll das Once-Only-Prinzip fir Verwaltungsleis-
tungen nach dem Onlinezugangsgesetz umgesetzt wer-
den. Die weitere Nutzung des Systems wird durch den
IT-Planungsrat nach MalRgabe dieses Vertrags gesteuert.

Die Vertragsparteien treffen daher auf der Grundlage des
Artikels 91c des Grundgesetzes

- zur Errichtung, Betrieb und Weiterentwicklung eines
gemeinsamen informationstechnischen Systems zum
automatisierten Nachweisabruf geman Artikel 91c Ab-
satz 1 des Grundgesetzes sowie

- zum Verfahren nach Artikel 91c Absatz 2 des Grund-
gesetzes zur Festlegung von IT-Standards und IT-Si-
cherheitsanforderungen, soweit es vom Regelungsge-
genstand dieses Staatsvertrags erfasst ist,

folgende Vereinbarung:

§1
Errichtung, Betrieb und Weiterentwicklung eines ge-
meinsamen Nationalen Once-Only-Technical-Systems
(NOOTS)

Die Vertragsparteien errichten und betreiben das NOOTS
als gemeinsames informationstechnisches System und
entwickeln es gemeinsam weiter. Dieses System dient
dem nationalen und grenzuberschreitenden Abruf und der
Ubermittlung von Nachweisen und Daten durch éffentliche
Stellen zur Erflllung 6ffentlicher Aufgaben.

§2

Begriffsbestimmungen

(1) Das Nationale Once-Only-Technical-System (NOOTS)
ist ein gemeinsames informationstechnisches System aus
IT-Komponenten, Schnittstellen und Standards, das 6ffent-
lichen Stellen den Abruf und die Ubermittlung von elektro-
nischen Nachweisen und Daten national und grenziiber-
schreitend aus Datenbestanden o&ffentlicher Stellen zur
Erflullung 6ffentlicher Aufgaben ermdglicht.

(2) Nachweise im Sinne dieses Staatsvertrags sind Unter-
lagen und Daten in elektronischer Form, die zur Ermittlung
des Sachverhalts in Verwaltungsverfahren geeignet sind.

(3) Nachweisanfordernde Stelle kann die fir die Entschei-
dung Uber den Antrag zusténdige Behdrde oder auch eine
andere Offentliche Stelle sein, die daflr zustandig ist, Nach-
weise einzuholen und an die fir die Entscheidung zustan-
dige Behdérde weiterzuleiten.

(4) Nachweisliefernde Stelle ist diejenige 6ffentliche Stelle,
die fiir das Ausstellen, Bearbeiten, Vorhalten oder Uber-
mitteln eines Nachweises zustandig ist.

§3

Governance

(1) Die grundsatzlichen Entscheidungen lber den Betrieb
und die Weiterentwicklung des NOOTS werden nach MaR-
gabe des IT-Staatsvertrags in der jeweils geltenden Fas-
sung sowie der Geschaftsordnung des IT-Planungsrats
in der jeweils geltenden Fassung durch den IT-Planungs-
rat getroffen.
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(2) Zu den grundsatzlichen Entscheidungen gehdren ins-

besondere:

a) Finanz- und Budgetplanung,

b) strategische Weiterentwicklung des NOOTS,

c) Bekanntgabe, dass die technischen Voraussetzungen
fur den Betrieb des NOOTS vorliegen,

d) Festlegung der Anschlussbedingungen an das NOOTS
und

e) Festlegung der Reihenfolge der Anschluss- und Nut-
zungsverpflichtung gemafn § 9.

(3) Der IT-Planungsrat beteiligt die jeweilige Fachminister-
konferenz nach Maf3gabe des IT- Staatsvertrags in der je-
weils geltenden Fassung.

(4) Der IT-Planungsrat richtet nach MaRRgabe der Ge-
schéaftsordnung des IT-Planungsrats in der jeweils gelten-
den Fassung eine Steuerungsgruppe NOOTS ein, der je
ein Vertreter des Bundes sowie von sechs Landern an-
gehoren.

(5) Die Steuerungsgruppe NOOTS trifft insbesondere fol-

gende Entscheidungen:

a) Entscheidungen innerhalb des Finanzbudgets,

b) Empfehlungen fiir die Anschlussbedingungen an das
NOOTS und

c) Festlegungen zum Betrieb und der Weiterentwicklung
der technischen Infrastruktur.

(6) Der IT-Planungsrat benennt unterhalb der Steuerungs-
gruppe eine Gesamtleitung NOOTS und richtet zur Unter-
stlitzung bei der Foderalen IT-Kooperation (FITKO) eine
Geschéftsstelle ein. Die Vertretung der Gesamtleitung ist
bei der betriebsverantwortlichen Stelle nach § 4 verortet.
Die Gesamtleitung ist den Beschliissen der Steuerungs-
gruppe gegenuber weisungsgebunden. Zu den Aufgaben
der Gesamtleitung gehdren insbesondere:
a) Erarbeiten der Finanzplanung und Controlling und
b) Vorbereitung und Umsetzung der Entscheidungen der
Steuerungsgruppe zum Betrieb und zur Weiterentwick-
lung des NOOTS.

(7) Der IT-Planungsrat richtet eine fachlich koordinieren-
de Stelle bei der FITKO ein. Zu deren Aufgaben gehdéren
insbesondere:

a) Operative Zusammenarbeit mit den Fachministerkon-
ferenzen beziehungsweise deren zustandigen Arbeits-
gremien,

b) Steuerung und Koordination Datenmanagement des
NOOTS und

c) Mitarbeit bei der Architektur des NOOTS.

§4
Betriebsverantwortliche Stelle

(1) Die operative Umsetzung der Errichtung, des Betriebs
und der Weiterentwicklung des NOOTS erfolgt durch das
Bundesverwaltungsamt als betriebsverantwortliche Stelle.

(2) Die betriebsverantwortliche Stelle legt der Steuerungs-
gruppe NOOTS uUber die Gesamtleitung Vorschlage fur die
Anschlussbedingungen an das NOOTS vor.

(3) Die betriebsverantwortliche Stelle berichtet der Gesamt-
leitung regelmaRig Gber den aktuellen Status des NOOTS.

§5
Anschluss und Nutzung des NOOTS

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, zur Erbringung

von Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezugangsge-

setz

a) Nachweise der nachweisliefernden Stellen tUber das
NOOTS zur Verfligung zu stellen,

b) nachweisanfordernde Stellen an das NOOTS anzu-
schlie3en und

c) das NOOTS fiir nachweisliefernde und nachweisanfor-
dernde Stellen zu nutzen.

(2) Die anzuschlieRenden nachweisliefernden Stellen ge-
maR Absatz 1 Buchstabe a sind in der Anlage zu § 1 des
Identifikationsnummerngesetzes in der jeweils geltenden
Fassung aufgefiihrt. Der Anschluss erfolgt nach MalRRga-
be des § 9. Weitere nachweisliefernde Stellen, insbeson-
dere weitere Offentliche Register, werden ebenfalls nach
MaRgabe des § 9 angeschlossen.

(3) Weitere offentliche Stellen und Unternehmen kénnen
sich auf Grundlage anderer Rechtsvorschriften nach MaR-
gabe des § 9 an das NOOTS anschlielRen.

§6
Anschluss an das EU-OOTS

Das NOOTS stellt einen Anschluss an das technische Sys-
tem nach Artikel 14 der Verordnung (EU) 2018/1724 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober
2018 Uber die Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zu-
gangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problem-
Iésungsdiensten und zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2012 (Single Digital Gateway-Verordnung) (ABI.
L 295 vom 21.11.2018, S. 1) her. Die Verpflichtung zum
Anschluss an dieses EU-OOTS ergibt sich aus der Ver-
ordnung (EU) 2018/1724.

§7

Datenschutzrechtliche Bestimmungen

(1) Das Bundesverwaltungsamt als die fiir den Betrieb
und die Bereitstellung des NOOTS zustandige Stelle (be-
triebsverantwortliche Stelle) nach § 4 ist ,Verantwortlicher”
im Sinne von Artikel 4 Nummer 7 der Verordnung (EU)
2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 27. April 2016 zum Schutz natlirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016,
S.1;L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018,
S.2;L74vom 4.3.2021, S. 35) furr die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten im NOOTS, soweit nicht Rechtsakte
der Européaischen Union entgegenstehende Bestimmungen
enthalten. Die betriebsverantwortliche Stelle trifft geeigne-
te technische und organisatorische MalRnahmen nach den
Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679, um
ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau der perso-
nenbezogenen Daten zu gewahrleisten.
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(2) Die aufgrund anderer Rechtsvorschriften bestehende
Verantwortlichkeit anderer Stellen, wie insbesondere die
der nachweisanfordernden und nachweisliefernden Stel-
len, bleibt unberihrt.

(3) Die betriebsverantwortliche Stelle verarbeitet die zur
Erreichung der in § 1 Absatz 1 genannten Ziele erforder-
lichen personenbezogenen Daten zum Zweck der techni-
schen Abwicklung eines automatisierten Abrufs und der
Ubermittlung von Nachweisen und Daten. Dies gilt auch
fur die Verarbeitung von besonderen Kategorien personen-
bezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679, soweit diese in den Nachweisen
enthalten sind. § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzge-
setzes gilt entsprechend.

(4) Bund und Lander tragen dafiir Sorge, bestehende
Rechtsvorschriften zu tberpriifen und erforderlichenfalls
anzupassen, um sicherzustellen, dass Abrufe und Uber-
mittlungen von Nachweisen und Daten im Umfang der An-
schluss- und Nutzungsverpflichtung datenschutzkonform
moglich sind. Dazu werden erforderlichenfalls Regelungen
erarbeitet, die den verfassungsmaRig zustandigen Orga-
nen zur Entscheidung vorgelegt werden. Bund und Lan-
der beabsichtigen, sich tUber den Inhalt dieser Regelun-
gen abzustimmen.

§8

Finanzierung

(1) Die Vertragsparteien tragen die Kosten fiir die Errich-
tung, den Betrieb und die Weiterentwicklung des NOOTS
gemeinsam. In den Jahren 2025 und 2026 erfolgt die Fi-
nanzierung Uber die im Wirtschaftsplan der FITKO veran-
schlagten Mittel gemaR den Regelungen des IT-Staats-
vertrags. Die Finanzierung erfolgt ab dem Jahr 2027 in
Hohe von 53,4 Prozent der Gesamtkosten Uber die im
Wirtschaftsplan der FITKO veranschlagten Mittel gemaf
den Regelungen des IT-Staatsvertrags und in H6he von
46,6 Prozent der Gesamtkosten durch einen zusatzlichen
festen Finanzierungsanteil des Bundes.

(2) Die Vertragsparteien sowie gegebenenfalls weitere an-
geschlossene o6ffentliche Stellen tragen jeweils die Kosten
fur den jeweiligen Anschluss an das NOOTS.

(3) Die Erfillung der Verpflichtungen aus diesem Vertrag
steht unter dem Vorbehalt der Bereitstellung der erforder-
lichen Haushaltsmittel in den Haushaltsplanen der Ver-
tragsparteien.

§9

Beginn der Anschluss- und Nutzungspflicht

(1) Die betriebsverantwortliche Stelle teilt dem IT-Planungs-
rat mit, dass die technischen Voraussetzungen fir die In-
betriebnahme des NOOTS vorliegen.

(2) Der IT-Planungsrat beschliel3t nach Vorliegen der tech-
nischen Voraussetzungen fur die Inbetriebnahme des
NOOTS im Einvernehmen mit der jeweils zustandigen
Fachministerkonferenz und dem zustandigen Vertreter
des Bundes einen angemessenen Ubergangszeitraum,

in dem der jeweilige Anschluss und die Nutzung nach § 5
Absatz 1 und Absatz 2 zu erfolgen hat.

(3) Bei bundeseigenen Leistungen und zentral beim Bund
gefuhrten nachweisliefernden Stellen entscheidet der IT-
Planungsrat in Abstimmung mit dem jeweils zusténdigen
Vertreter des Bundes einen angemessenen Ubergangs-
zeitraum, in dem der jeweilige Anschluss und die Nutzung
nach § 5 Absatz 1 und Absatz 2 zu erfolgen hat.

(4) Der Anschluss und die Nutzung durch einzelne 6ffent-
liche Stellen nach § 5 Absatz 3 erfolgt nach Ratifikation
durch die zustandige Vertragspartei durch Beschluss des
IT-Planungsrats in Abstimmung mit der jeweiligen 6ffent-
lichen Stelle.

(5) Der Anschluss und die Nutzung nach § 5 Absatz 3
zum Zwecke eines registerbasierten Zensus erfolgt ab-
weichend von Absatz 4 nach Feststellung der fachlichen
Eignung durch das Statistische Bundesamt. §§ 16 und 20
Bundesstatistikgesetz in der jeweils geltenden Fassung
bleiben unberihrt.

§10
Ratifikation und Inkrafttreten

(1) Der Vertrag bedarf der Ratifikation. Er tritt am Ersten
des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem der
Bund und elf Lander, welche mindestens zwei Drittel ih-
rer Finanzierungsanteile nach dem Koénigsteiner Schlussel
abbilden, ihre Ratifikationsurkunden bei dem der Minister-
prasidentenkonferenz vorsitzenden Land hinterlegt haben.
Das der Ministerprasidentenkonferenz vorsitzende Land
teilt den Vertragsparteien den Zeitpunkt nach Satz 2 so-
wie die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde mit.

(2) Sind bis zum 30. Juni 2026 nicht mindestens die Rati-
fikationsurkunden des Bundes und von elf Landern, wel-
che mindestens zwei Drittel ihrer Finanzierungsanteile
nach dem Koénigsteiner Schlussel abbilden, bei dem der
Ministerprasidentenkonferenz vorsitzenden Land hinter-
legt, wird der Vertrag gegenstandslos.

§ 11

Beitritt weiterer Lander

(1) Die Lander, die ihre Ratifikationsurkunde nach Inkraft-
treten nach § 10 noch nicht hinterlegt haben, kdnnen die-
sem Vertrag nach Ratifikation durch Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunde nach Mafgabe des § 10 Absatz 1 beitreten.
Uber die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde unterrich-
tet das der Ministerprasidentenkonferenz vorsitzende Land
die Ubrigen Vertragsparteien.

(2) Die Regelungen dieses Vertrags treten fur das beitre-
tende Land am Tage nach der Hinterlegung der Ratifika-
tionsurkunde bei dem der Ministerprasidentenkonferenz
vorsitzenden Land in Kraft.

(3) Das beitretende Land tragt ab dem Zeitpunkt der Wirk-
samkeit des Beitritts die laufenden Kosten fiir den Betrieb
entsprechend der Kostenverteilung nach § 8 mit Ruckwir-
kung zum Beginn des laufenden Kalenderjahres. Das bei-
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tretende Land tragt den Anteil an den Kosten an der Er-
richtung und Weiterentwicklung des NOOTS entsprechend
der Kostenverteilung nach § 8, der ihm bei einer Vertei-
lung der Kosten auf die zum Zeitpunkt des Beitritts betei-
ligten Vertragsparteien zugekommen ware. Der Kosten-
anteil wird bei der dem Beitritt folgenden Abrechnung der
laufenden Kosten berlicksichtigt.

(4) Die bis zum Beitritt aller LAnder auszugleichenden Kos-
ten im Umfang der fehlenden Anteile nach dem Koénigstei-
ner Schlissel werden in einer 6ffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung geregelt.

§12
Geltungsdauer, Anderung und Kiindigung

(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Anderungen dieses Vertrages bediirfen einer einstim-
migen Entscheidung der Vertragsparteien.

(3) Dieser Vertrag kann von jeder Vertragspartei unter Ein-
haltung einer Frist von zwei Jahren zum Jahresende ge-
kiindigt werden. Die Kiindigung ist gegentiber dem der Mi-
nisterprasidentenkonferenz vorsitzenden Land schriftlich
zu erklaren. Das der Ministerprasidentenkonferenz vorsit-
zende Land unterrichtet die Ubrigen Vertragsparteien Uber
den Eingang der Kiindigung.

(4) Die Kiindigung einer Vertragspartei lasst das Vertrags-
verhaltnis der Ubrigen Vertragsparteien zueinander un-
berihrt, jedoch kann jede Ubrige Vertragspartei diesen
Staatsvertrag binnen einer Frist von 12 Monaten nach
Eingang der Kindigungserklarung zum gleichen Zeit-
punkt kiindigen.

§13
Salvatorische Klausel

Sollte eine oder sollten mehrere Bestimmungen dieses
Staatsvertrags unwirksam sein oder werden, wird hier-
durch die Wirksamkeit des Staatsvertrags im Ubrigen
nicht berihrt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung soll
eine Regelung treten, die dem mit ihr verfolgten Zweck
am nachsten kommt. Dasselbe gilt fir etwaige Licken
des Staatsvertrags.
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Zweites Gesetz
zur Anderung des Thiiringer Richter- und Staatsanwiltegesetzes —
Befristete Sicherung der personellen Kontinuitat in der Justiz
Vom 6. Juli 2026

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Thiiringer Richter- und
Staatsanwailtegesetzes

§ 10 Abs. 3 des Thuringer Richter- und Staatsanwaltege-
setzes vom 14. Dezember 2018 (GVBI. S. 677), das zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 6. Juli 2026 (GVBI.
S. 150) gedndert worden ist, erhalt folgende Fassung:

»(3) Auf ihren Antrag ist der Eintritt in den Ruhestand von
Richtern auf Lebenszeit oder auf Zeit langstens bis zum
Ende des Monats hinauszuschieben, in dem das 70. Le-
bensjahr vollendet wird, soweit zwingende dienstliche
Griinde dem nicht entgegenstehen. Der Antrag ist friihes-
tens ein Jahr, spatestens aber sechs Monate vor dem Zeit-
punkt, zu dem sie nach den Absatzen 1 oder 2 in den Ru-
hestand treten wiirden, schriftlich zu stellen. Fir Richter,
die innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten
des Zweiten Gesetzes zur Anderung des Thiiringer Rich-
ter- und Staatsanwaltegesetzes vom 6. Juli 2026 (GVBI.
S. 166) in den Ruhestand treten wiirden, endet die Frist
abweichend von Satz 2 einen Monat vor dem Zeitpunkt,
zu dem sie nach den Absatzen 1 oder 2 in den Ruhestand
treten wirden; wirde der Richter innerhalb eines Monats
nach dem Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Ande-

rung des Thiringer Richter- und Staatsanwaltegesetzes
in den Ruhestand treten, endet die Frist abweichend von
Satz 2 zwei Wochen vor dem Zeitpunkt, zu dem er nach
den Absatzen 1 oder 2 in den Ruhestand treten wirde.
Eine Antragstellung nach dem 30. Juni 2032 ist unzulassig.“

Artikel 2
Weitere Anderung des Thiiringer Richter- und
Staatsanwiltegesetzes

§ 10 Abs. 3 des Thuringer Richter- und Staatsanwaltege-
setzes vom 14. Dezember 2018 (GVBI. S. 677), das zu-
letzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geandert worden ist,
erhalt folgende Fassung:

»(3) Bei Richtern kann der Eintritt in den Ruhestand nicht
hinausgeschoben werden.*

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.
Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 2 am 1. Januar 2033
in Kraft.

Erfurt, den 6. Juli 2026
Der Prasident des Landtags
Dr. Thadaus Koénig

Zweite Verordnung
zur Anderung der Thiiringer Studienplatzvergabeverordnung
Vom 16. Juni 2026

Aufgrund des § 9 Satz 1 des Thuringer Hochschulzulas-
sungsgesetzes in der Fassung vom 8. September 2020
(GVBI. S. 449) in Verbindung mit Artikel 12 Abs. 1 Nr. 3 des
Staatsvertrags Uber die Hochschulzulassung vom 21. Marz
2019 bis 4. April 2019 (GVBI. S. 404) verordnet das Minis-
terium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur:

Artikel 1

In § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Thiiringer Studienplatzverga-
beverordnung vom 11. Juni 2020 (GVBI. S. 322), die zu-
letzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Februar 2025
(GVBI. S. 26) geandert worden ist, wird die Angabe ,,2 Pro-
zent" durch die Angabe ,1 Prozent” ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkliindung in
Kraft.

Erfurt, den 16. Juni 2026

Der Minister fiir Bildung,
Wissenschaft und Kultur

Christian Tischner
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Erste Verordnung
zur Anderung der Thiiringer Studienakkreditierungsverordnung
Vom 2. Juli 2026

Aufgrund des § 2 des Thiringer Gesetzes zu dem Studi-
enakkreditierungsstaatsvertrag vom 23. November 2017
(GVBI. S. 239) in Verbindung mit Artikel 4 Abs. 1 bis 4 des
Studienakkreditierungsstaatsvertrags vom 1. bis 12. Juni
2017 (GVBI. S. 240) verordnet das Ministerium fiir Bildung,
Wissenschaft und Kultur:

Artikel 1

Die Thuringer Studienakkreditierungsverordnung vom
5. Juli 2018 (GVBI. S. 351) wird wie folgt gedndert:

1. § 3 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift erhélt folgende Fassung:

.83
Studienstruktur und Studiendauer, Anerkennung
und Anrechnung®

b) Folgender Absatz 4 wird angefugt:

»(4) Die Hochschule setzt die nationalen und lan-
desgesetzlichen Regelungen zur Anerkennung von
Kompetenzen, Qualifikationen und Leistungen,
die an einer Hochschule erbracht wurden, sowie
zur Anrechnung von Kompetenzen und Qualifika-
tionen, die aufderhalb von Hochschulen erworben
wurden, um.”

2. In § 4 Abs. 1 Satz 4 werden die Worte ,Das jeweilige
Profil ist* durch die Worte ,Legt die Hochschule ein Pro-
fil fest, ist dies” ersetzt.

3. § 5Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt geandert:

a) Die Worte ,in der Regel” werden gestrichen und der
Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt.

b) Folgender Halbsatz wird angefuigt:

»fur einzelne Studierende sind in begriindeten Aus-
nahmefallen Abweichungen maglich.”

4. In § 6 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort ,Multiple-Degree-
Abschluss” durch die Worte ,Mehrfachabschluss (Mul-
tiple Degree)* ersetzt.

5. § 7 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa)In Satz 1 werden nach dem Wort ,,von“ die Wor-

te ,angestrebten Lernergebnissen und“ einge-
fugt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,Inhalte* durch die Wor-
te ,angestrebten Lernergebnisse und Studien-
inhalte® ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa)ln Nummer 1 werden die Worte ,Inhalte und
Qualifikationsziele* durch die Worte ,angestreb-
te Lernergebnisse und Studieninhalte ersetzt.

bb) Nummer 4 wird aufgehoben.

cc) Die bisherigen Nummern 5 bis 9 werden die
Nummern 4 bis 8.

c) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.

. § 10 wird wie folgt geandert:

a) Inder Uberschrift wird das Wort ,Joint-Degree-Pro-
gramme* durch die Worte ,Joint Programmes* er-
setzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)ln der Einleitung werden das Wort ,Joint-De-
gree-Programm®“ durch die Worte ,Joint Pro-
gramme® ersetzt und nach dem Wort ,Ab-
schluss” die Worte ,(Joint Degree), einem
Doppelabschluss (Double Degree) oder einem
Multiple Degree” eingefiigt.

bb)Die folgenden Satze werden angefigt:

,Furdie in Satz 1 genannten Studiengénge sind
neben dieser Bestimmung die §§ 16 und 32 zu
beachten. Das Vorliegen derin Satz 1 Nr. 1 bis 5
genannten Merkmale wird im Akkreditierungs-
verfahren gepruft.”

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:
,Im Ubrigen finden die §§ 3 bis 9 keine Anwendung.*
d) In Absatz 3 werden das Wort ,Joint-Degree-Pro-
gramm®“ durch die Worte ,Joint Programme* und

die Verweisung ,§ 16 Abs. 1 und § 32 Abs. 1“ durch
die Angabe ,den §§ 16 und 32“ ersetzt.

. § 11 wird wie folgt geéndert:

a) InAbsatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,formu-
liert“ die Worte ,sowie 6ffentlich zuganglich” einge-
fugt.

b) InAbsatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,wissen-
schaftliche” die Worte ,oder kiinstlerische” einge-
fugt.
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8. § 12 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 3 werden die Worte ,Lehr- und Lernfor-
men*“ durch die Worte ,Lehr-, Lern- und Pri-
fungsformen* ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefugt:

,Studiengang, Studienverlauf, Priifungsan-
forderungen, Modulbeschreibungen und Zu-
gangsvoraussetzungen einschlieRlich der Nach-
teilsausgleichsregelungen fiir Studierende mit
Behinderung oder chronischen Erkrankungen
sind dokumentiert und veréffentlicht.”

b) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa)Satz 2 Nr. 4 erhélt folgende Fassung:

+4. eine adaquate und belastungsangemesse-
ne Priifungsdichte und -organisation, die in
einem Priifungskonzept stimmig begriindet
wird und deren Belastungsangemessen-
heit regelmaRig unter Einbezug von Stu-
dierenden im Rahmen der Weiterentwick-
lung des Studiengangs im Sinne des § 14
bewertet wird.”

bb) Folgender Satz wird angefiigt:

,Module sollen einen Umfang von mindestens
funf ECTS-Leistungspunkten aufweisen.”

c) Folgender Absatz 7 wird angeflugt:

»(7) Ein Studiengang darf als ,dual“ bezeichnet
und beworben werden, wenn die Lernorte, zu de-
nen mindestens eine Hochschule oder Berufsaka-
demie und ein Betrieb gehéren missen, systema-
tisch sowohl inhaltlich als auch organisatorisch und
vertraglich miteinander verzahnt sind.”

9. § 13 Abs. 3 Satz 2 erhalt folgende Fassung:
LAusnahmen von Satz 1 Nr. 1 und 2 sind bei Studien-
gangen fiir das Lehramt an berufsbildenden Schulen
und bei Quereinstiegs-Masterstudiengéngen zuléssig.*

10. § 15 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift erhélt folgende Fassung:
§15
Diversitat, Geschlechtergerechtigkeit

und Nachteilsausgleich”

b) Nach dem Wort ,Konzepte® werden die Worte ,zur
Berlcksichtigung von Diversitat,“ eingefiigt.

11. § 16 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift und Satz 1 werden jeweils das
Wort ,Joint-Degree-Programme* durch die Worte
»~Joint Programmes* ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:

,Im Ubrigen finden die §§ 11 bis 15 und 17 bis 20
keine Anwendung.”

12. § 17 wird wie folgt geandert:

a) Der Uberschrift werden die Worte ,von systemak-
kreditierten Hochschulen“ angefuigt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa)Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die Hochschule verfiigt Gber zentrale Bildungs-
ziele fur die Lehre, die sich in einem Leitbild der
Hochschule und in den Curricula der Studien-
gange widerspiegeln.*

bb)Die folgenden Satze werden angefigt:

,Die Hochschule ftrifft in entsprechender An-
wendung der §§ 25 und 26 Bestimmungen zu
Geltungszeitrdumen und Fristen. Die Hoch-
schule kann abweichend von Satz 5 kirzere
Geltungszeitrdume und Fristen festlegen. Sieht
ein Qualitdtsmanagementsystem die Bildung
von Bindeln vor, ist § 29 Abs. 1 in Bezug auf
die BundelgréRen sinngemafl anzuwenden.*

13. § 18 wird wie folgt geandert:

a) Der Uberschrift werden die Worte ,von systemak-
kreditierten Hochschulen® angefiigt.

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa)Die Worte ,interne und externe® werden durch
die Worte ,hochschulinterne und hochschulex-
terne” und der Punkt wird durch ein Semikolon
ersetzt.

bb) Folgender Halbsatz wird angefugt:

,die Hochschule kann die Bewertung der forma-
len Kriterien eigensténdig vornehmen.“

c) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 werden nach dem Wort ,Beteiligten*
die Worte ,sowie die ergriffenen Mafinahmen*
eingeflgt, das Wort ,Offentlichkeit,” gestrichen
und die Worte ,regelmafig tber die ergriffenen
MafRnahmen® durch das Wort ,hiertiber” ersetzt.
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bb) Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,Zur Information der Offentlichkeit stellt sie dem
Akkreditierungsrat die Akkreditierungsentschei-
dungen sowie eine Kurzzusammenfassung der
Qualitatsbewertung zur Verdéffentlichung zur
Verfligung.*

cc) Folgender Satz wird angefugt:

»8 28 Satz 2 gilt entsprechend.”

14.1n § 21 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort ,schriftlichen” durch
das Wort ,elektronischen® ersetzt.

15. § 23 wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 werden nach dem
Wort ,Prifbericht die Worte ,vor der Weiterleitung
an den Akkreditierungsrat® eingefiigt.

In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort ,Gutach-
tergremium* die Worte ,.in der Regel vor Ort* einge-
fugt.

Folgender Absatz 6 wird angeflgt:

»(6) Enthalt das Gutachten Vorschlage zu Auflagen,
kdénnen die Hochschule und die Agentur einen zu-
satzlichen Verfahrensschritt vereinbaren, um die
Beanstandungen bereits vor Antragstellung an den
Akkreditierungsrat zu beheben.”

16.1n § 24 Abs. 5 Nr. 2 wird das Wort , Joint-Degree-Pro-
grammen® durch die Worte ,Joint Programmes* ersetzt.

17. § 25 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa)Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,vor Ablauf des Geltungszeitraums der Akkre-
ditierung ist eine erneute Akkreditierung (Reak-
kreditierung) zu beantragen, die sich im Erfolgs-
fall unmittelbar an die vorherige Akkreditierung
anschlieRt.”

bb)Nach Satz 1 werden folgende Satze eingefligt:

,Bei Antragstellung vor Ablauf des Geltungszeit-
raums der Akkreditierung verlangert sich die Ak-
kreditierung fiir die Dauer des Verwaltungsver-
fahrens. Die Reakkreditierung wird spatestens
mit Beginn des zweiten auf die Bekanntgabe
der Akkreditierungsentscheidung folgenden Se-
mesters oder Trimesters wirksam.“

Absatz 3 erhalt folgende Fassung:
»(3) Der Geltungszeitraum der Akkreditierung kann

fur einen Zeitraum von insgesamt bis zu zwei Jah-
ren verlangert werden, wenn

1. die Hochschule im Fall einer Programmakkredi-
tierung einen Antrag auf eine Buindel- oder Sys-
temakkreditierung vorbereitet, in die der jewei-
lige Studiengang einbezogen ist, oder

2. die Hochschule in begriindeten Ausnahmefal-
len, die ganz oder teilweise auerhalb des Ein-
flussbereichs der Hochschule liegen, eine Frist-
verlangerung beantragt; die auferordentliche
Fristverlangerung im Einzelfall wird auf den
nachsten Akkreditierungszeitraum angerechnet.

Ist ein Antrag auf eine Systemakkreditierung ge-

stellt, kann die Akkreditierung von Studiengangen,

deren Akkreditierung wahrend des Verfahrens en-
det, fir die Dauer des Verfahrens zuziiglich eines

Jahres verlangert werden. Wird ein akkreditierter

Studiengang nicht fortgefiihrt, kann die Akkreditie-

rung fur bei Ablauf des Geltungszeitraums der Ak-

kreditierung noch eingeschriebene Studierende ver-
langert werden.*

18. § 28 Satz 3 wird aufgehoben.
19.§ 29 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Eine Bundelung von mehr als vier Studiengangen
bedarf der Zustimmung des Akkreditierungsrats vor Ein-
reichung des Antrags. Dies gilt fiir Bindel von Kombi-
nationsstudiengangen unabhangig von der Anzahl der
gebuindelten Kombinationsstudiengange.”

20.In § 31 Abs. 2 Satz 2 wird nach dem Wort ,Studierbar-
keit* die Angabe ,nach § 12 Abs. 5* eingefligt.

21. § 32 wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift und Satz 1 werden jeweils das
Wort ,Joint-Degree-Programme* durch die Worte
»~Joint Programmes* ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)In der Einleitung werden die Worte ,im Zweiten
und Dritten Abschnitt fiir Joint-Degree-Program-
me* durch die Angabe ,in den §§ 10 und 16 fir
Joint Programmes* ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird das Wort ,Joint-Degree-Pro-
gramms* durch die Worte ,Joint Programmes*
ersetzt.

cc) In Nummer 4 wird das Wort ,Joint-Degree-Pro-
gramme" durch die Worte ,Joint Programmes*
ersetzt.

dd)In Nummer 5 Buchst. a Doppelbuchst. aa wird
das Wort ,Joint-Degree-Programm® durch die
Worte ,Joint Programme* ersetzt.

ee)Nummer 7 erhalt folgende Fassung:
»7. die Agentur hat mindestens eine Zusam-

menfassung des Gutachtens einschliellich
der Bewertung und Begriindung auf ihrer In-
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22.

23.

24.

ternetseite in englischer Sprache verdéffent-
licht.*

c) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefugt:

-Wird die Akkreditierungsentscheidung nicht nach
Satz 1 in Abweichung von § 21 getroffen, finden
die §§ 10 und 16 fiir Joint Programmes im Sinne
des § 10 Abs. 1 Satz 1 dennoch sinngemafy An-
wendung.”

d) Im neuen Satz 5 wird die Verweisung ,§ 25 Abs. 1
Satz 1 und Abs. 2 Satz 2“ durch die Verweisung
»8 25 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 4“ ersetzt.

e) Im neuen Satz 6 wird das Wort ,Joint-Degree-Pro-
gramme*® durch die Worte ,Joint Programmes* er-
setzt.

§ 33 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 2 Satz 2 wird die Verweisung ,§ 25 Abs. 1
S. 3 bis 5" durch die Verweisung ,§ 24 Abs. 1 Satz 3
bis 5 ersetzt.

b) InAbsatz 5 Satz 2 wird die Verweisung ,§ 25 Abs. 3

Satz 3" durch die Verweisung ,§ 25 Abs. 3 Satz 2"
ersetzt.

Die Uberschrift des Sechsten Abschnitts erhlt folgen-
de Fassung:

L.Sechster Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen®

§ 35 erhalt folgende Fassung:

.8 35
Evaluation

Diese Verordnung wird regelmafig und in angemes-
sener Frist Uberprift.”

25.

26.

27.

28.

Nach § 35 wird folgender neue § 36 eingefiigt:

»S 36
Ubergangsbestimmungen

(1) Im Fall des § 12 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4, in dem nach
der am 31. Juli 2025 geltenden Fassung dieser Ver-
ordnung eine Auflage im Sinne des § 26 ausgespro-
chen werden soll, kann der Akkreditierungsrat bei nicht
ausreichender Informationslage als Auflage die Darle-
gung der Belastungsangemessenheit im Rahmen des
Prifungskonzeptes verlangen.

(2) Fur Antrage, die bis zum Ablauf des 1. April 2026

gestellt sind,

1. sind § 11 Abs. 1 Satz 1, § 15 und § 29 Abs. 2 je-
weils in der am 31. Juli 2025 geltenden Fassung
weiter anzuwenden und

2. finden § 12 Abs. 1 Satz 6 und § 17 Abs. 1 Satz 5
bis 7 keine Anwendung.

Fir Antrage, die nach dem 1. April 2026 gestellt wer-

den, ist diese Verordnung in der ab dem 1. August 2025

geltenden Fassung anzuwenden.”

Der bisherige § 36 wird § 37 und die Worte ,in mannli-
cher und weiblicher Form* werden durch die Worte ,flr
alle Geschlechter” ersetzt.

Der bisherige § 37 wird § 38.

Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2025
in Kraft.

Erfurt, den 2. Juli 2026

Der Minister fir Bildung,
Wissenschaft und Kultur

Christian Tischner
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) Thiiringer Verordnung
zur Anderung der Regelungen liber die Erste Staatspriifung
fiir die Lehramter an Gymnasien und Regelschulen

Vom 7. Juli 2026

Aufgrund des § 37 Satz 1 Nr. 2, 4, 6 und 7 des Thiiringer
Lehrerbildungsgesetzes vom 12. Marz 2008 (GVBI. S. 45),
zuletzt geandert durch Artikel 39 des Gesetzes vom 2. Juli
2024 (GVBI. S. 277) verordnet das Ministerium fiir Bildung,
Wissenschaft und Kultur:

Artikel 1
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber die
Erste Staatspriifung fiir das Lehramt an Gymnasien

Die Thiringer Verordnung tber die Erste Staatsprifung fur
das Lehramt an Gymnasien vom 9. Dezember 2008, zu-
letzt gedndert durch Artikel 7 der Verordnung vom 24. Mai
2024 (GVBI. S. 387), wird wie folgt geandert:

1. § 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Nr. 2 werden im Klammerzusatz die
Worte ,Wirtschaftslehre/Recht” durch die Worte
~Wirtschaft/Recht” ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa)ln Satz 3 wird die Angabe ,95 Leistungspunk-
te“ durch die Angabe ,mindestens 90 Leistungs-
punkte® ersetzt.

bb)In Satz 4 wird nach dem Wort ,umfasst das
Wort ,mindestens” eingefligt.

cc) Nach Satz 5 wird folgender Satz eingefiigt:

,Die fachertbergreifenden Wahimdglichkeiten
haben einen Umfang von 10 Leistungspunk-
ten, die sich auf die Prifungsfacher einschlief3-
lich ihrer Fachdidaktik, wobei je Prifungsfach
hdéchstens 5 Leistungspunkte vorzusehen sind,
und die Bildungswissenschaften erstrecken.”

c) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 1 werden nach dem Wort ,das” die Wor-
te ,fur die Erste Staatsprifung nachzuweisende*
eingefiigt und die Angabe ,195 Leistungspunk-
te” durch die Angabe ,mindestens 185 Leis-
tungspunkte” ersetzt.

bb)Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefligt:
,Die fachertbergreifenden Wahimdglichkeiten
umfassen insgesamt 10 Leistungspunkte, die
sich auf das Doppelfach und die Bildungswis-
senschaften erstrecken.”

2. § 3 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)In Nummer 6 werden die Worte ,erlautern und®
durch das Wort ,erlautern,” ersetzt.

bb) Der Nummer 7 wird das Wort ,,sowie“ angefiigt.

cc) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 ein-
gefigt:

,8. die Bedeutung des Unterrichtsfachs fir ei-
nen angemessenen Umgang mit Heteroge-
nitat und Inklusion sowie mit Fragen der Di-
gitalisierung reflektieren und vermitteln®

Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa)In Nummer 2 wird das Wort ,zu“ gestrichen.

bb) In Nummer 5 werden nach dem Wort ,Medien”
ein Komma und die Worte ,insbesondere digi-
taler Medien,* eingefiigt.

cc) In Nummer 6 werden nach dem Komma die
Worte ,unter Beriicksichtigung von Heteroge-
nitatsaspekten® eingefligt.

Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

»(4) Grundlegende wissenschaftliche Kompetenzen
der Bildungswissenschaften sind
1. im erziehungswissenschaftlichen Kompetenz-
bereich Unterrichten die folgenden Kompeten-
zen:
a) Kompetenz 1:
Unterricht unter Berucksichtigung unter-
schiedlicher Lernvoraussetzungen und Ent-
wicklungsprozesse fach- und sachgerecht
planen und ihn sachlich und fachlich kor-
rekt durchfihren,
b) Kompetenz 2:
durch die Gestaltung von Lernsituationen
das Lernen von Schilern unterstiitzen so-
wie alle Schiiler motivieren und befahigen,
Zusammenhange herzustellen und Gelern-
tes zu nutzen,
c) Kompetenz 3:
Fahigkeiten der Schiiler zum selbstbestimm-
ten Lernen und Arbeiten fordern,
2. im erziehungswissenschaftlichen Kompetenz-
bereich Erziehen die folgenden Kompetenzen:
a) Kompetenz 4:
soziale, kulturelle und technologische Le-
bensbedingungen, etwaige Benachteili-
gungen, Beeintrachtigungen und Barrieren
von Schulern und fir Schuler kennen und
im Rahmen der Schule Einfluss auf deren
individuelle Entwicklung nehmen,
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b) Kompetenz 5:
Werte und Normen sowie eine Haltung der
Wertschatzung und Anerkennung von Di-
versitat vermitteln und selbstbestimmtes
und reflektiertes Urteilen und Handeln von
Schiilern unterstitzen,

c) Kompetenz 6:
alters- und entwicklungspsychologisch ad-
aquate Losungsansatze fur Schwierigkei-
ten und Konflikte in Schule und Unterricht
finden und zu einem wertschatzenden Um-
gang beitragen,

im erziehungswissenschaftlichen Kompetenz-

bereich Beurteilen und Beraten die folgenden

Kompetenzen:

a) Kompetenz 7:
Lernvoraussetzungen und Lernprozesse
von Schiilern diagnostizieren sowie Schi-
ler gezielt fordern und Schuler und deren El-
tern beraten,

b) Kompetenz 8:
die Leistungsentwicklung von Schilern er-
fassen und Lernprozesse und Leistungen
auf der Grundlage transparenter Maf3stabe
beurteilen,

im erziehungswissenschaftlichen Kompetenz-

bereich Innovieren die folgenden Kompetenzen:

a) Kompetenz 9:
sich der besonderen Anforderungen des
Lehrerberufs bewusst sein und gesellschaft-
liche, kulturelle und technologische Entwick-
lungen in das Handeln einbeziehen sowie
den Lehrerberuf als ein 6ffentliches Amt mit
besonderer Verantwortung und Verpflich-
tung verstehen,

b) Kompetenz 10:
den Beruf als stéandige Lernaufgabe verste-
hen und Kompetenzen weiterentwickeln,

c) Kompetenz 11:
sich an der Schul- und Unterrichtsentwick-
lung beteiligen,

im Kompetenzbereich schulbezogene Schlis-

selqualifikation im Rahmen der Kompetenz

Sprecherziehung nach § 13 Abs. 1 Satz 3

TharLbG:

a) Kompetenz 12:
Grundkenntnisse zum physiologischen
Stimmgebrauch und Methoden zur Praventi-
on sprecherisch-stimmlicher Einschrankun-
gen sowie Kenntnisse zur Artikulation und
Aussprache besitzen,

b) Kompetenz 13:
sprechsprachliches Handeln verantwor-
tungsbewusst austuben und die hochkom-
plexen Kommunikationsaufgaben des Leh-
rerberufs berlicksichtigen, Sprechdenken
und Horverstehen in Rede und Gesprach
reflektieren und strukturieren sowie in der
Lage sein, kommunikative Situationen her-
zustellen.”

3. § 5 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 2 Satz 3 werden das Wort ,Sie” durch die
Worte ,Alle Module“ ersetzt und nach dem Wort
»=und® die Worte ,in der Regel” eingefiigt.

b) Folgender Absatz 7 wird angefugt:

»(7) Die facheriibergreifenden Wahlmdglichkeiten

umfassen Module im Umfang von insgesamt 10

Leistungspunkten. Gewahlt werden kénnen Module

1. aus den zwei Prufungsfachern im Umfang von
jeweils 5 Leistungspunkten,

2. aus einem Prifungsfach und aus den Bildungs-
wissenschaften im Umfang von jeweils 5 Leis-
tungspunkten oder

3. ausschlief3lich aus den Bildungswissenschaf-
ten im Umfang von 10 Leistungspunkten.®

4. § 13 wird wie folgt geadndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte ,und in den
Bildungswissenschaften“ gestrichen.

b) In Absatz 3 Nr. 6 werden die Worte ,Behinderten
Kandidaten“ durch die Worte ,Kandidaten mit Be-
hinderung“ und das Wort ,Erleichterungen® durch
das Wort ,Nachteilsausgleiche” ersetzt.

. § 14 Abs. 4 wird wie folgt geéndert:

a) Nummer 1 wird wie folgt gedndert:
aa)Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefigt:

,In den Fachwissenschaften und Fachdidakti-
ken sind jeweils eine mindliche Prifung, in den
Bildungswissenschaften zwei mundliche Pru-
fungen abzulegen.”

bb)Im neuen Satz 3 werden die Worte ,dauert die
mindliche Priifung“ durch die Worte ,dauern
die mindlichen Prifungen® ersetzt und nach
dem Wort ,Bildungswissenschaften“ das Wort
.je" eingefiigt.

b) In Nummer 4 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort
L~Studenten” durch das Wort ,Studierende” ersetzt.

¢) In Nummer 6 werden die Worte ,Behinderten Kan-
didaten® durch die Worte ,Kandidaten mit Behin-
derung“ und das Wort ,Erleichterungen” durch das
Wort ,Nachteilsausgleiche* ersetzt.

In § 14aAbs. 1 Satz 2 werden die Worte ,das Fach Kla-
vier durch die Worte ,ein Fach aus dem angebotenen
Instrumentenpool” ersetzt.

. § 16 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

b) In Absatz 3 Nr. 6 Satz 1 werden die Worte ,Behin-
derten Kandidaten“ durch die Worte ,Kandidaten
mit Behinderung“ und das Wort ,Erleichterungen®
durch das Wort ,Nachteilsausgleiche” ersetzt.
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8. § 24 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)lIn Satz 3 Halbsatz 2 wird die Verweisung ,Ab-
satz 3 Satz 1 oder 4 durch die Verweisung ,Ab-
satz 3 Satz 1 oder 5“ ersetzt.

bb)In Satz 4 wird die Verweisung ,Absatz 3 Satz 5
durch die Verweisung ,Absatz 3 Satz 8" ersetzt.

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 3 werden die Worte ,schriftlichen und
mundlichen Prufung® durch die Worte ,beiden
mundlichen Prifungen” ersetzt sowie nach der
Angabe ,60 v. H.“ die Worte ,gewichteten Durch-
schnitt der Noten“ gestrichen.

bb)Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefugt:

,Die Noten der Modulprifungen aus den fa-
cheriibergreifenden Wahlmaglichkeiten wer-
den bei der Ermittlung der Endnoten nach den
Regeln der jeweiligen Ordnung der Hochschu-
le beriicksichtigt.”

9. § 29 wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 2 wird die Verweisung ,,§ 24 Abs. 3 Satz 1
oder 4“ durch die Verweisung ,§ 24 Abs. 3 Satz 1
oder 5“ ersetzt.

Die folgenden Absatze 7 und 8 werden angeflgt:

»(7) Lehramtsstudierende der Friedrich-Schiller-Uni-
versitat Jena, die ihr Studium nach den Studienord-
nungen der Friedrich-Schiller-Universitat Jena be-
gonnen haben und die zur Ersten Staatsprifung
nach den Bestimmungen der Thiringer Verordnung
Uber die Erste Staatsprifung fir das Lehramt an
Gymnasien in der vor dem Inkrafttreten der Thi-
ringer Verordnung zur Anderung der Regelungen
Uber die Erste Staatspriifung fiir die Lehramter an
Gymnasien und Regelschulen vom 7. Juli 2026 zu-
gelassen worden sind, legen die Erste Staatspri-
fung fir das Lehramt an Gymnasien in der vor dem
Inkrafttreten der Thiringer Verordnung zur Ande-
rung der Regelungen Uber die Erste Staatspriifung
fur die Lehramter an Gymnasien und Regelschulen
vom 7. Juli 2026 geltenden Fassung ab. Sie setzen
ihr Lehramtsstudium nach den zu diesem Zeitpunkt
geltenden Studienordnungen fort.

(8) Lehramtsstudierende der Friedrich-Schiller-Uni-
versitat Jena, die ihr Studium nach den Studienord-
nungen der Friedrich-Schiller-Universitat Jena be-
gonnen haben, denen die Regelungen nach dem
Inkrafttreten der Thiringer Verordnung zur Ande-
rung der Regelungen Uber die Erste Staatspriifung
fur die Lehramter an Gymnasien und Regelschulen
vom 7. Juli 2026 zugrunde lagen und noch nicht zur

Ersten Staatspriifung fur das Lehramt an Gymnasi-
en zugelassen worden sind, legen die Erste Staats-
prifung fir das Lehramt an Gymnasien nach den
Bestimmungen der Thiringer Verordnung uber die
Erste Staatspriifung fiir das Lehramt an Gymnasien
in der vor dem Inkrafttreten der Thiringer Verord-
nung zur Anderung der Regelungen (iber die Ers-
te Staatsprifung fur die Lehramter an Gymnasien
und Regelschulen vom 7. Juli 2026 geltenden Fas-
sung ab. Sie setzen ihr Lehramtsstudium nach den
zu diesem Zeitpunkt geltenden Studienordnungen
fort, sofern sie nicht nach MalRgabe der von der
Friedrich-Schiller-Universitat Jena in den Studien-
ordnungen vorzusehenden Ubergangsbestimmun-
gen in einen neuen Lehramtsstudiengang im Sinne
dieser Verordnung gewechselt sind. Der Wechsel
in diesen neuen Lehramtsstudiengang ist mit dem
ersten Antrag auf Zulassung zur Ersten Staatspru-
fung fir das Lehramt an Gymnasien dem Landes-
prifungsamt mitzuteilen.

10. Die Anlage wird wie folgt geéndert:

a) In der Inhaltstbersicht erhalt Teil A Nr. 23 folgende

Fassung:

,23. Wirtschaft/Recht”

b) Teil A wird wie folgt geandert:

aa)Nummer 1 erhélt folgende Fassung:
»1. Bildungswissenschaften

Die beiden mindlichen Priifungen erstrecken
sich auf zwei unterschiedliche Kompetenzberei-
che nach § 3Abs. 4 Nr. 1 bis 4. Beide Priifungen
eines Kandidaten sollen von unterschiedlichen
Prifern abgenommen werden. Der Kandidat
gibt bei der Meldung zur Priifung die von ihm
gewahlten Kompetenzbereiche nach § 3 Abs. 4
Nr. 1 bis 4 an.”

bb) Nummer 2 Abschnitt | wird wie folgt geandert:
aaa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die schriftliche und die miindliche Priifung

erstrecken sich auf zwei der vom Kandi-

daten gewahlten nachfolgenden Bereiche:

1. Okologie,

2. Botanik,

3. Genetik und Mikrobiologie,

4. Humanbiologie, Evolutionsbiologie und
Zoologie.”

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wahlten Bereich fir die schriftliche Prifung
und die” ersetzt.
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cc) Nummer 3 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Priifung erstreckt” durch
die Worte ,die mindliche Priifung erstre-
cken® ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wabhlten Bereich fur die schriftliche Prifung
und die” ersetzt.

dd)Nummer 4 wird wie folgt gedndert:

aaa) Abschnitt | erhalt folgende Fassung:

.. Schriftliche Prufung und mindliche
Prufung in der Fachwissenschaft

Die schriftliche und die mundliche Pri-
fung erstrecken sich auf die zwei nach-
folgenden Bereiche:
1. Germanistische Sprachwissen-
schaft,
2. Germanistische Literaturwissen-
schaft.
Der Bereich, der Gegenstand der
schriftlichen Prufung war, kann nicht
Gegenstand der mindlichen Prifung
sein. Der Kandidat gibt bei der Mel-
dung zur Priifung jeweils den von ihm
gewahlten Bereich fiir die schriftliche
Prifung und die mindliche Prifung
an. In der schriftlichen Prifung wer-
den in jedem Bereich drei Themen zur
Wahl gestellt.”

bbb) Abschnitt Il wird aufgehoben.

ccc) Der bisherige Abschnitt 11l wird Abschnitt
I.

ee)Nummer 7 Abschnitt | wird wie folgt geéndert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Priifung erstreckt” durch
die Worte ,die mindliche Prufung erstre-
cken® ersetzt.

bbb) In Satz 1 Nr. 1 werden die Worte ,,und Geo-
Okologie” gestrichen.

ccc) In Satz 1 Nr. 2 werden die Worte ,ein-
schlieBlich Kartographie® gestrichen.

ddd) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fur die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wahlten Bereich fir die schriftliche Prifung
und die“ ersetzt.

ff) Nummer 8 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Priifung erstreckt” durch
die Worte ,die mindliche Prufung erstre-
cken® ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wahlten Bereich fir die schriftliche Prifung
und die” ersetzt.

gg) Nummer 9 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Priifung erstreckt” durch
die Worte ,die mundliche Prufung erstre-
cken® ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fr die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wahlten Bereich fir die schriftliche Prifung
und die” ersetzt.

hh) Nummer 11 wird wie folgt geandert:

i)

aaa) Abschnitt | Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die schriftliche und die mindliche Pri-

fung erstrecken sich auf die zwei nachfol-

genden Bereiche:

1. Epochen der Kunst- und Kulturge-
schichte bis 1800,

2. Kunst- und Kulturgeschichte vom 19.
bis zum 21. Jahrhundert.”

bbb) In Abschnitt | Satz 3 werden die Worte ,die
von ihm gewahlten Bereiche fiir die schrift-
liche und® durch die Worte ,jeweils den von
ihm gewahlten Bereich fir die schriftliche
Prifung und die” ersetzt.

ccc) Abschnitt Il Satz 1 erhalt folgende Fas-
sung:

,Die schriftliche und die mindliche Pri-

fung erstrecken sich auf die zwei nachfol-

genden Bereiche:

1. Epochen der Kunst- und Kulturge-
schichte bis 1800,

2. Kunst- und Kulturgeschichte vom 19.
bis zum 21. Jahrhundert.”

In der Einleitung des Satzes 1 der Nummer 12
Abschnitt | werden die Worte ,miindliche Pri-
fung erstreckt” durch die Worte ,die mindliche
Prifung erstrecken” ersetzt.

In Nummer 14 Abschnitt | Satz 2 wird das Wort
+Klavier* durch die Worte ,eine Priifung in einem
Fach aus dem angebotenen Instrumentenpool*
ersetzt.
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kk)

Nummer 15 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden
die Worte ,mundliche Prufung erstreckt®
durch die Worte ,die mundliche Priifung
erstrecken® ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewabhlten Bereiche fir die schriftliche
und“ durch die Worte ,jeweils den von
ihm gewahlten Bereich fir die schriftli-
che Priifung und die* ersetzt.

Nummer 16 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden
die Worte ,miindliche Priifung erstreckt"
durch die Worte ,die miindliche Prifung
erstrecken® ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fur die schriftliche
und“ durch die Worte ,jeweils den von
ihm gewahlten Bereich fur die schriftli-
che Prifung und die* ersetzt.

mm) Nummer 17 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

nn)

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden
die Worte ,mundliche Prifung erstreckt"
durch die Worte ,die mindliche Prifung
erstrecken” ersetzt.

bbb) In Satz 1 Nr. 4 wird der Punkt am Ende
durch ein Komma ersetzt.

ccc) Dem Satz 1 wird folgende Nummer 5 an-
gefugt:

»9. Religionswissenschaft.”

ddd) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewabhlten Bereiche fiir die schriftliche
und“ durch die Worte ,jeweils den von
ihm gewahlten Bereich fir die schriftli-
che Priifung und die* ersetzt.

Nummer 22 Abschnitt | erhalt folgende Fas-
sung:

»l. Schriftliche Prifung in der Fachwissenschaft

Die schriftliche Prifung erstreckt sich auf ei-
nen der nachfolgenden Bereiche:
Sportpadagogik,

Sportpsychologie,

Sportékonomie,

Sportmedizin,

Trainingswissenschaft und Bewegungs-
wissenschaft,

Sportmotorik.

aRrwON -~

o

Bei der Meldung zur Prifung gibt der Kan-
didat den von ihm gewahlten Bereich fiir die
schriftliche Priifung an. In der schriftlichen
Priifung werden in dem gewahlten Bereich
drei Themen zur Wahl gestellt.”

o0o)Nummer 23 wird wie folgt gedndert:

aaa) Die Uberschrift erhalt folgende Fassung:
»23. Wirtschaft/Recht”

bbb) In Abschnitt | werden in der Einleitung des
Satzes 1 die Worte ,mindliche Prifung
erstreckt” durch die Worte ,die mindliche
Prifung erstrecken” ersetzt.

cce) In Abschnitt | Satz 3 werden die Worte ,die
von ihm gewahlten Bereiche fur die schrift-
liche und“ durch die Worte ,jeweils den von
ihm gewahlten Bereich fir die schriftliche
Prufung und die* ersetzt.

c) Teil B wird wie folgt gedndert:

aa)Nummer 1 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Prifung erstreckt” durch
die Worte ,die mindliche Prifung erstre-
cken ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wahlten Bereich fir die schriftliche Prifung
und die“ ersetzt.

bb) Nummer 3 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die schriftliche und die miindliche Priifung

erstrecken sich auf zwei der vom Kandi-

daten gewahlten nachfolgenden Bereiche:

1. Sprachwissenschaftliche Betrachtun-
gen des Zweitspracherwerbs,

2. Sprachstandsdiagnostik in Deutsch als
Zweitsprache,

3. Durchgangige Sprachbildung und
Sprachférderung im In- oder Ausland,

4. Besondere Bedarfe von Neuzugewan-
derten im schulischen Kontext,

5. Heterogenitat und Kultur in der Migra-
tionsgesellschaft.”

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fur die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wahlten Bereich fir die schriftliche Prifung
und die“ ersetzt.
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Artikel 2
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber die
Facher und die Erste Staatspriifung fiir das Lehramt
an Regelschulen

Die Thuringer Verordnung Uber die Facher und die Ers-
te Staatsprifung fir das Lehramt an Regelschulen vom
9. Dezember 2008 (GVBI. S. 484), zuletzt gedndert durch
Artikel 6 der Verordnung vom 24. Mai 2024 (GVBI. S. 470),
wird wie folgt geéndert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Angabe ,nach § 3
Abs. 2 und 3 zu wahlende“ und die Angabe ,nach
den Absatzen 2 bis 4 zu wahlende* gestrichen.

b) Im Absatz 2 wird ,Russisch® gestrichen.

c) Die bisherigen Absatze 3 und 4 werden aufgeho-
ben.

d) Absatz 3 erhalt folgende neue Fassung:

»(3) Als Priifungsfacher in lehramtsbezogenen Stu-
diengangen nach Abs. 2 sind die in Absatz 2 ge-
nannten Facher zu wahlen.*

e) Absatz 4 erhalt folgende neue Fassung:

»(4) Eine Kombination der Facher Evangelische Re-
ligionslehre, Katholische Religionslehre oder Ethik
ist ausgeschlossen.”

2. § 3 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 1 werden die Worte ,und in zwei der nach
Absatz 2 gewahlten Prifungsfacher” durch die Wor-
te ,und in zwei Prifungsfachern® ersetzt.

b) Der Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Prifungsfacher der Ersten Staatspriifung sind
Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch, Ethik, Fran-
z6sisch, Geografie, Geschichte, Informatik, Mathe-
matik, Physik, Evangelische Religionslehre, Katho-
lische Religionslehre, Russisch, Sozialkunde und
Sport. § 1 Abs. 4 gilt entsprechend.”

c) Absatz 3 wird aufgehoben.
d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

3. Dem § 4 Abs. 4 Nr. 4 wird folgender Buchstabe c an-
gefugt:

,C) Kompetenz 11:
sich an der Schul- und Unterrichtsentwicklung be-
teiligen,”

4. In § 14 Abs. 3 Nr. 6 werden die Worte ,Behinderten
Kandidaten® durch die Worte ,Kandidaten mit Behinde-

rung“ und das Wort ,Erleichterungen® durch das Wort
,Nachteilsausgleiche® ersetzt.

. § 15 Abs. 4 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 4 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort
~Studenten® durch das Wort ,Studierende” ersetzt.

b) In Nummer 6 werden die Worte ,Behinderten Kan-
didaten® durch die Worte ,Kandidaten mit Behin-
derung“ und das Wort ,Erleichterungen” durch das
Wort ,Nachteilsausgleiche* ersetzt.

. §17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 werden die Worte ,Behinder-

ten Kandidaten® durch die Worte ,Kandidaten mit Be-
hinderung“ und das Wort ,Erleichterungen® durch das
Wort ,Nachteilsausgleiche* ersetzt.

In § 24 Abs. 6 Satz 3 wird die Verweisung ,§ 45 Abs. 3
des Thuringer Hochschulgesetzes* durch die Verwei-
sung ,§ 51 Abs. 3 Satz 2 des Thiringer Hochschulge-
setzes"” ersetzt.

. Die Anlage wird wie folgt geandert:

a) Teil A wird wie folgt geandert:

aa)Nummer 2 Abschnitt | Satz 1 wird wie folgt ge-
andert:

aaa) Nr. 3 erhalt folgende Fassung:
»3. Genetik und Mikrobiologie,“

bbb) In Satz 3 wird das Wort ,fir* vor ,die miind-
liche Priifung® gestrichen.

bb) Nummer 3 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Priifung erstreckt” durch
die Worte ,die mindliche Priifung erstre-
cken® ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wabhlten Bereich fur die schriftliche Prifung
und die” ersetzt.

cc) Nummer 6 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Prifung erstreckt” durch
die Worte ,die mindliche Prifung erstre-
cken ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wabhlten Bereich fir die schriftliche Priifung
und die“ ersetzt.
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dd)Nummer 9 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Priifung erstreckt” durch
die Worte ,die mindliche Priifung erstre-
cken® ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wabhlten Bereich fur die schriftliche Prifung
und die” ersetzt.

ee)Nummer 12 Abschnitt | wird wie folgt geandert:

ff)

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Prifung erstreckt durch
die Worte ,die mindliche Prifung erstre-
cken® ersetzt.

bbb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wahlten Bereich fir die schriftliche Prifung
und die“ ersetzt.

Nummer 13 Abschnitt | wird wie folgt gedndert:

aaa) In der Einleitung des Satzes 1 werden die
Worte ,mundliche Priifung erstreckt” durch
die Worte ,die mindliche Priifung erstre-
cken® ersetzt.

bbb) In Satz 1 Nr. 4 wird der Punkt am Ende
durch ein Komma ersetzt.

ccc) Dem Satz 1 wird folgende Nummer 5 an-
geflugt:

»9. Religionswissenschaft.”

ddd) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm
gewahlten Bereiche fir die schriftliche und*
durch die Worte ,jeweils den von ihm ge-
wahlten Bereich fir die schriftliche Prifung
und die” ersetzt.

gg) Nummer 17 Abschnitt | erhalt folgende Fassung:

.. Schriftliche Priifung in der Fachwissenschaft

Die schriftliche Prifung erstreckt sich auf ei-
nen der nachfolgenden Bereiche:
Sportpadagogik,

Sportpsychologie,

Sportékonomie,

Sportmedizin,

Trainingswissenschaft und Bewegungs-
wissenschaft,

6. Sportmotorik.

Bei der Meldung zur Prifung gibt der Kan-
didat den von ihm gewahlten Bereich fur die
schriftliche Prifung an. In der schriftlichen
Prifung werden in dem gewahlten Bereich
drei Themen zur Wahl gestellt.”

RN~

b) Teil B Nr. 1 Abschnitt | wird wie folgt geéndert:

aa)In der Einleitung des Satzes 1 werden die Wor-

te ,mindliche Prifung erstreckt durch die Wor-
te ,die miindliche Priifung erstrecken” ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worte ,die von ihm gewahl-

ten Bereiche fir die schriftliche und“ durch die
Worte ,jeweils den von ihm gewahlten Bereich
fur die schriftliche Prifung und die” ersetzt.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2026 in Kraft.
Erfurt, den 7. Juli 2026

Der Minister fir Bildung,
Wissenschaft und Kultur

in Vertretung
Der Minister fir Bundes- und
Europangelegenheiten, Sport und Ehrenamt

Stefan Gruhner
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Erste Verordnung
zur Anderung der Thiiringer Lehrerarbeitszeitverordnung
Vom 9. Juli 2026

Aufgrund des § 112 des Thiringer Beamtengesetzes
(ThurBG) vom 12. August 2014 (GVBI. S. 472), zuletzt ge-
andert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember
2025 (GVBI. S. 271), verordnet das Ministerium fir Bildung,
Wissenschaft und Kultur im Einvernehmen mit dem Minis-
terium fUr Inneres, Kommunales und Landesentwicklung:

Artikel 1

§ 9 der Thuringer Lehrerarbeitszeitverordnung vom 5. Sep-
tember 2014 (GVBI. S. 639) wird wie folgt geandert:

1. Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Lehrer erhalten aus Altersgriinden eine Abmin-
derung (Altersabminderung), wenn sie vor der An-
rechnung der nachfolgenden Altersabminderung min-
destens 75 vom Hundert der sich aus den §§ 4 bis 6
ergebenden Pflichtstunden tatsachlich unterrichten,
1. um zwei Pflichtstunden, wenn sie das 60. Lebens-
jahr vollendet haben oder im jeweiligen Schuljahr
nach § 45 Abs. 2 des Thiringer Schulgesetzes
(ThirSchulG) vom 30. April 2003 (GVBI. S. 238) in
der jeweils geltenden Fassung vollenden werden,
2. um drei Pflichtstunden, wenn sie das 63. Lebens-
jahr vollendet haben oder im jeweiligen Schul-
jahr nach § 45 Abs. 2 ThiirSchulG vollenden wer-
den, oder
3. um vier Pflichtstunden, wenn sie das 66. Lebens-
jahr vollendet haben oder im jeweiligen Schuljahr
nach § 45 Abs. 2 ThiirSchulG vollenden werden.*

2. Nach Absatz 1 wird folgender neue Absatz 2 eingeflgt:

»(2) Lehrern, die nicht von Absatz 1 erfasst sind, aber
vor der Anrechnung der nachfolgenden Altersabmin-
derung mindestens 50 vom Hundert der sich aus den
§§ 4 bis 6 ergebenden Pflichtstunden tatsachlich un-
terrichten, wird eine Altersabminderung in Héhe von
50 vom Hundert der Altersabminderung nach Absatz 1
gewahrt.”

3. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

4. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und erhalt folgen-
de Fassung:

»(4) Die Altersabminderung reduziert die zu erbringen-
de Pflichtstundenzahl und erhoht dadurch den Anteil
der zu leistenden sonstigen Tatigkeiten; § 59 Abs. 1
TharBG bleibt unberihrt.”
Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. August 2026 in Kraft.
Erfurt, den 9. Juli 2026

Der Minister fiir Bildung,
Wissenschaft und Kultur

Christian Tischner

Thiiringer Verordnung
zur Auflésung der Zweigstelle des Amtsgerichts P6Bneck
in Bad Lobenstein
Vom 15. Juli 2026

Aufgrund des § 9 Abs. 4 des Thuringer Gerichtsstandortge-
setzes vom 16. August 1993 (GVBI. S. 553), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 2025
(GVBI. S. 283), verordnet das Ministerium fur Justiz, Mig-
ration und Verbraucherschutz:

§1

Die Zweigstelle des Amtsgerichts Pof3neck in Bad Loben-
stein wird aufgelost.

§2
Diese Verordnung tritt am 1. September 2026 in Kraft.
Erfurt, den 15. Juli 2026

Die Ministerin fur Justiz, Migration
und Verbraucherschutz

Beate Meil3ner
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Unterrichtung durch den Prasidenten des Landtags liber die Veranderung der Grund- und der
Aufwandsentschadigungen mit Wirkung vom 1. Januar 2026
Vom 22. Juni 2026

§ 26 des Thuringer Abgeordnetengesetzes (ThirAbgG) in der Fassung vom 9. Marz 1995 (GVBI. S. 121), das zuletzt durch
Gesetz vom 15. Dezember 2025 (GVBI. S. 287) gedndert worden ist, regelt das Verfahren der Anpassung der Abgeordne-
tenentschadigungen. Danach hat das Landesamt fir Statistik dem Prasidenten des Landtags die fir die Anpassung der
Grund- und der Aufwandsentschadigungen malRgebenden Entwicklungsraten am Ende des ersten Quartals des auf das
Bezugsjahr folgenden Jahres mitzuteilen. Dieser unterrichtet danach den Landtag in einer Drucksache und die Offentlich-
keit im Gesetz- und Verordnungsblatt fir den Freistaat Thiringen hierliber sowie tber die sich daraus ergebenden Ver-
anderungen der Grund- und der Aufwandsentschadigungen. Sie treten jeweils mit Wirkung vom 1. Januar des Jahres der
Bekanntgabe in Kraft.

Die Mitteilung ist mit Schreiben des Prasidenten des Landesamtes fur Statistik vom 12. Juni 2026 erfolgt. Das Schreiben
des Prasidenten des Landesamtes fiir Statistik vom 12. Juni 2026 nebst Anlagen wird nachstehend abgedruckt. In die-
sem Schreiben werden die Einkommensentwicklungsrate mit 4,5 vom Hundert und die Preisentwicklungsrate mit 1,7 vom
Hundert beziffert.”

Hieraus ergeben sich mit Wirkung vom 1. Januar 2026 folgende Veranderungen der Grund- und der Aufwandsentschadi-
gungen:

1. Die Grundentschadigung nach § 5 Abs. 1 ThirAbgG
erhoht sich um 332,31 Euro auf 7 717,04 Euro.

2. Die Aufwandsentschadigung nach § 6 Abs. 2 Satz 1

Nr. 1 ThirAbgG
erhoht sich um 27,83 Euro auf 1 664,73 Euro;

Nr. 2 ThirAbgG
erhoht sich um 8,70 Euro auf 520,24 Euro;

Nr. 3 ThirAbgG
erhoht sich bei einer Entfernung

von bis zu 20 km um 5,22 Euro auf 312,15 Euro,
von bis zu 40 km um 8,70 Euro auf 520,24 Euro,
von bis zu 60 km um 11,31 Euro auf 676,32 Euro,
von bis zu 80 km um 13,91 Euro auf 832,35 Euro,
von biszu 100 km um 16,52 Euro auf 988,42 Euro,
von biszu 120 km um 19,13 Euro auf 1 144,51 Euro,
ab 120 km um 21,74 Euro auf 1 300,61 Euro.

3. Die Aufwandsentschadigung nach § 6 Abs. 3 Satz 1 und 2 ThirAbgG
erhéht sich bei einer Entfernung

von bis zu 20 km um 8,39 Euro auf 501,82 Euro,
von bis zu 40 km um 9,16 Euro auf 547,95 Euro,
von bis zu 60 km um 9,74 Euro auf 582,57 Euro,
von bis zu 80 km um 10,32 Euro auf 617,21 Euro,
von biszu 100 km um 10,89 Euro auf 651,77 Euro,
von biszu 120 km um 11,47 Euro auf 686,39 Euro,
ab 120 km um 12,05 Euro auf 720,97 Euro.

Erfurt, den 22. Juni 2026
Der Prasident des Landtags
Dr. Thadaus Konig

* Hinweis des Herausgebers: Das Schreiben des Prasidenten des Landesamtes fiir Statistik vom 12. Juni 2026 nebst
Anlagen ist in der Drucksache 8/3741 des Thiringer Landtags vom 22. Juni 2026 verdffentlicht.
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	Fünftes Gesetz zur Änderung des Thüringer Personalvertretungsgesetzes Vom 6. Juli 2026
	Artikel 1
	1.	In § 13 Abs. 5 wird die Verweisung „§ 92 Nr. 5“ durch die Verweisung „§ 92 Abs. 11 und 12“ ersetzt.
	2.	§ 92 erhält folgende Fassung:
	3.	§ 95 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
	4.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen angepasst.

	Artikel 2

	Fünftes Gesetz zur Änderung des Thüringer Kindergartengesetzes Vom 6. Juli 2026
	Artikel 1
	1.	§ 7 erhält folgende Fassung: 
	2.	§ 7a erhält folgende Fassung:
	3.	§ 11 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
	4.	§ 16 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 
	5.	§ 20 wird wie folgt geändert: 
	6.	§ 22 wird wie folgt geändert: 
	7.	Nach § 25 werden folgende § 25a und 25b eingefügt: 
	8.	§ 29 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
	9.	§ 30 wird wie folgt geändert: 
	10.	§ 34 wird wie folgt geändert: 
	11.	§ 35 wird wie folgt geändert: 
	12.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen entsprechend angepasst. 

	Artikel 2

	Erstes Thüringer Entlastungsgesetz Vom 6. Juli 2026
	Artikel 1 Änderung des Thüringer E-Government-Gesetzes
	1.	§ 15 erhält folgende Fassung:
	2.	In § 32 Abs. 2 Satz 2 wird die Verweisung „§ 2 Abs. 2 Nr. 3 des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes“ durch die Verweisung „§ 2 Abs. 2 Nr. 3 des Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes“ ersetzt.

	Artikel 2 Thüringer Gesetz zu dem Vertrag über die Errichtung, den Betrieb und die Weiterentwicklung des Nationalen Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) – Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c Absatz 1, Absatz 2 GG – NOOTS-Staatsvertrag
	§ 1
	§ 2 

	Artikel 3 Änderung des Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen
	1.	§ 4 wird aufgehoben.
	2.	Der bisherige § 5 wird § 4.

	Artikel 4 Änderung des Ordnungsbehördengesetzes
	1.	In § 24 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird die Verweisung „§ 979 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches“ durch die Verweisung „§ 979 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)“ ersetzt.
	2.	In § 25 Abs. 4 wird die Verweisung „§ 983 des Bürgerlichen Gesetzbuches“ durch die Verweisung „§ 983 BGB“ ersetzt.
	3.	In § 42 Abs. 1 wird nach dem Wort „schriftlich“ die Angabe „oder in Textform im Sinne des § 126b BGB“ eingefügt.

	Artikel 5 Änderung des Thüringer Ausführungsgesetzes zum Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern
	Artikel 6 Änderung der Thüringer Landeshaushaltsordnung
	1.	§ 31 wird wie folgt geändert:
	2.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen angepasst.

	Artikel 7 Änderung der Thüringer Bauordnung
	1.	§ 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
	2.	In § 2 Abs. 3 Satz 4 wird die Verweisung „§ 1 Abs. 7 Nr. 1 der Thüringer Garagenverordnung vom 28. März 1995 (GVBl. S. 185) in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Verweisung „§ 1 Abs. 7 Nr. 1 der Thüringer Garagenverordnung (ThürGarVO) vom 28. März 1995 (GVBl. S. 185) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.
	3.	§ 6 wird wie folgt geändert:
	4.	In § 32 Abs. 6 Halbsatz 2 werden nach dem Wort „Explosionsgefahr“ ein Komma und die Worte „soweit es sich nicht um Wohngebäude handelt“ eingefügt.
	5.	§ 33 wird wie folgt geändert:
	6.	In § 35 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 Buchst. b wird nach dem Wort „Dachaufbauten“ das Wort „jeweils“ eingefügt.
	7.	Dem § 37 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
	8.	§ 51 wird wie folgt geändert:
	9.	§ 52 wird wie folgt geändert:
	10.	 Nach § 54 wird folgender § 54a eingefügt:
	11.	§ 63 wird wie folgt geändert:
	12.	§ 64 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	13.	§ 65 wird wie folgt geändert:
	14.	§ 67 wird wie folgt geändert:
	15.	In § 72 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 Nr. 3 Buchst. d wird die Verweisung „Richtlinie 2006/42/EG“ durch die Verweisung „Verordnung (EU) 2023/1230“ ersetzt. 
	16.	Nach § 73 Abs. 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
	17.	In § 76 Abs. 7 wird die Angabe „(WEG) in der Fassung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 34) in der jeweils geltenden Fassung“ gestrichen.
	18.	§ 102 wird wie folgt geändert:
	19.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen angepasst.

	Artikel 8 Änderung der Verordnung zur Ausführung des Thüringer Jagdgesetzes
	1.	§ 10 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	2.	§ 12 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	3.	§ 21 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
	4.	§ 27 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	5.	§ 28 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
	6.	In § 33 werden die Worte „in männlicher und weiblicher Form“ durch die Worte „für alle Geschlechter“ ersetzt.
	7.	Die Anlagen 6 und 7 erhalten folgende Fassung: 
	„Anlage 6

	Hinweise zum Ausfüllen der Zeilen 12 - 18 Zu A. Vorjahre: Name des Jagdbezirks:ErhebungsstandJagdjahrAmtliche SchlüsselnummerLandkreis/GemeindeLfd. Nr. der Jagdbezirksliste des Landkreises/der kreisfreien Stadt001002Nr. der Hegegemeinschaft0032)Name der HegegemeinschaftGröße des Jagdbezirks (Angaben im Pachtvertrag)004ha1. befriedete Fläche005haerfasst2. Waldfläche006ha3. Feldfläche007h4. Gewässerfläche008hageprüft5. Biotopfläche Rehwild009haA Vorjahre - JagdjahreSpalten-Nr. (1-11) ->23 1. Bestätigter oder festgesetzter Mindestabschuss der letzten 3 Jah012 2. Durchgeführter Abschuss der letzten 3 Jahre013 3. Fallwild der letzten 3 Jahre014 4. Gesamtabgang der letzten 3 Jahre015B Planungsjahre - Jagdjahre23 1. Mindestabschussvorschlag des/der Jagdbezirksinhaber/s/in016 2. Mindestabschussempfehlung der Hegegemeinschaft bzw.017ihres/ihrer Vorsitzenden 3. Bestätigter oder festgesetzter Mindestabschuss für 3 Jahre018Name und Anschrift der Jagdgenossenschaft bzw. des Inhabers des EigenjagdbezirksOrt, DatumUnterschrift des/der Jagdvorsteher/s/in bzw. Inhaber/s/in des EigenjagdbezirksJagdbezirksinhaber/inName und AnschriftDer/die Jagdbezirksinhaber/in legt den Abschussplan vorOrt, DatumUnterschrift des/der Jagdbezirksinhaber/s/inUntere JagdbehördeNr.Begründung (Nur bei Festsetzung)Ort, DatumUntere JagdbehördeBitte Hinweise auf der Rückseite beachten!Mindestdreijahresabschussplan Rehwild/Antrag auf Abschussfestsetzung von Hochwild außerhalb der EinstandsgebieteRehböcke1Rehböcke1Kitze  männlich und weiblichRicken/ SchmalreheSumme adulte ReheSp. 1+2Kitze  männlich und weiblich4Ricken/ SchmalreheSumme adulte ReheSp. 1+2Summe RehwildSp. 3+4554Summe RehwildSp. 3+41) [1] Hochwild-Hegegemeinschaft[2] sonstige Hegegemeinschaft2) lfd. Nr. d. Hegememeinschaft (s. Verzeichn. d. Hegegemeinschaften)ErfassungsbelegJagdvorstandInhaber/in des EigenjagdbezirksDem Abschussvorschlag des/der Jagdbezirksinhaber/s/in wirdzugestimmt.nicht zugestimmt und es wird beantragt, den Abschussplan wie folgt zu ändern:Unter Bestätigung zurückgeleitet anUnter Festsetzung zurückgeleitet anUmseitige Rechtsbehelfsbelehrung ist Bestandteil dieses Abschussplans.Jagdbezirks-inhaber/inJagdgenossenschaft bzw. In-haber/in des EigenjagdbezirksHegegemeinschaft
	Anlage 7

	8.	Anlage 10 erhält folgende Fassung:
	„Anlage 10


	Artikel 9 Änderung des Thüringer Wassergesetzes
	1.	§ 33 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
	2.	In § 41 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung „Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94) in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Verweisung „Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.
	3.	§ 48 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
	4.	In § 53 Abs. 4 Satz 2 wird die Verweisung „Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes (ThürBKG) vom 5. Februar 2008 (GVBl. S. 22) in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Verweisung „Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 210) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.
	5.	In § 55 Satz 4 wird die Verweisung „§ 14a“ durch die Verweisung „§ 15“ ersetzt.
	6.	In § 82 Abs. 2 wird die Verweisung „Richtlinie 2006/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Februar 2006 über die Qualität der Badegewässer und deren Bewirtschaftung und zur Aufhebung der Richtlinie 76/160/EWG (ABl. L 64 vom 4.3.2006, S. 37) in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Verweisung „Richtlinie 2006/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Februar 2006 über die Qualität der Badegewässer und deren Bewirtschaftung und zur Aufhebung der Richtlinie 76/160/EWG (ABl. L 64 vom 4.3.2006, S. 37; L 359 vom 29.12.2012, S. 77) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.
	7.	In § 83 werden die Worte „in männlicher und weiblicher Form“ durch die Worte „für alle Geschlechter“ ersetzt.

	Artikel 10 Änderung des Thüringer Richter- und Staatsanwältegesetzes
	Artikel 11 Änderung des Thüringer Hochschulgesetzes
	1.	§ 69 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
	2.	In § 73 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird die Verweisung „§ 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ durch die Verweisung „§ 1814 des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ ersetzt.
	3.	In § 96 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte „im Benehmen mit der Landespräsidentenkonferenz“ gestrichen.

	Artikel 12 Änderung des Thüringer Hochschulgebühren- und -entgeltgesetzes
	1.	In § 8 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II“ durch das Wort „Leistungen“ ersetzt.
	2.	In § 9 wird der Klammerzusatz „(§ 71 ThürHG)“ durch die Angabe „im Sinne des § 78 ThürHG“ ersetzt.
	3.	In § 14 werden die Worte „in männlicher und weiblicher Form“ durch die Worte „für alle Geschlechter“ ersetzt.

	Artikel 13 Änderung des Thüringer Hochschulzulassungsgesetzes
	1.	§ 3 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert:
	2.	§ 6b Abs. 6 Satz 2 wird aufgehoben.
	3.	In § 7a Satz 4 werden nach dem Wort „Satzung“ das Komma und die Worte „die der Genehmigung des für das Hochschulwesen zuständigen Ministeriums bedarf“ gestrichen.
	4.	In § 13 Abs. 2 werden nach dem Wort „Satzung“ das Komma und die Angabe „die der Genehmigung des für Hochschulwesen zuständigen Ministeriums bedarf,“ gestrichen.

	Artikel 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	
	§ 1 Errichtung, Betrieb und Weiterentwicklung eines gemeinsamen Nationalen Once-Only-Technical-Systems (NOOTS)
	§ 2 Begriffsbestimmungen
	§ 3 Governance
	§ 4 Betriebsverantwortliche Stelle
	§ 5 Anschluss und Nutzung des NOOTS
	§ 6 Anschluss an das EU-OOTS
	§ 7 Datenschutzrechtliche Bestimmungen
	§ 8 Finanzierung
	§ 9 Beginn der Anschluss- und Nutzungspflicht
	§ 10 Ratifikation und Inkrafttreten
	§ 11 Beitritt weiterer Länder
	§ 12 Geltungsdauer, Änderung und Kündigung
	§ 13 Salvatorische Klausel

	Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Richter- und Staatsanwältegesetzes – Befristete Sicherung der personellen Kontinuität in der Justiz Vom 6. Juli 2026
	Artikel 1 Änderung des Thüringer Richter- und Staatsanwältegesetzes
	Artikel 2 Weitere Änderung des Thüringer Richter- und Staatsanwältegesetzes
	Artikel 3 Inkrafttreten

	Zweite Verordnung zur Änderung der Thüringer Studienplatzvergabeverordnung Vom 16. Juni 2026
	Artikel 1
	Artikel 2

	Erste Verordnung zur Änderung der Thüringer Studienakkreditierungsverordnung Vom 2. Juli 2026
	Artikel 1
	1.	§ 3 wird wie folgt geändert:
	2.	In § 4 Abs. 1 Satz 4 werden die Worte „Das jeweilige Profil ist“ durch die Worte „Legt die Hochschule ein Profil fest, ist dies“ ersetzt.
	3.	§ 5 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:
	4.	In § 6 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Multiple-Degree-Abschluss“ durch die Worte „Mehrfachabschluss (Multiple Degree)“ ersetzt.
	5.	§ 7 wird wie folgt geändert:
	6.	§ 10 wird wie folgt geändert:
	7.	§ 11 wird wie folgt geändert:
	8.	§ 12 wird wie folgt geändert:
	9.	§ 13 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:
	10.	§ 15 wird wie folgt geändert:
	11.	§ 16 wird wie folgt geändert:
	12.	§ 17 wird wie folgt geändert:
	13.	§ 18 wird wie folgt geändert:
	14.	In § 21 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „schriftlichen“ durch das Wort „elektronischen“ ersetzt.
	15.	§ 23 wird wie folgt geändert:
	16.	In § 24 Abs. 5 Nr. 2 wird das Wort „Joint-Degree-Programmen“ durch die Worte „Joint Programmes“ ersetzt.
	17.	§ 25 wird wie folgt geändert:
	18.	§ 28 Satz 3 wird aufgehoben.
	19.	§ 29 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
	20.	In § 31 Abs. 2 Satz 2 wird nach dem Wort „Studierbarkeit“ die Angabe „nach § 12 Abs. 5“ eingefügt.
	21.	§ 32 wird wie folgt geändert:
	22.	§ 33 wird wie folgt geändert:
	23.	Die Überschrift des Sechsten Abschnitts erhält folgende Fassung:
	24.	§ 35 erhält folgende Fassung: 
	25.	Nach § 35 wird folgender neue § 36 eingefügt: 
	26.	Der bisherige § 36 wird § 37 und die Worte „in männlicher und weiblicher Form“ werden durch die Worte „für alle Geschlechter“ ersetzt.
	27.	Der bisherige § 37 wird § 38.
	28.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen angepasst.

	Artikel 2

	Thüringer Verordnung zur Änderung der Regelungen über die Erste Staatsprüfung für die Lehrämter an Gymnasien und Regelschulen Vom 7. Juli 2026
	Artikel 1 Änderung der Thüringer Verordnung über die Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Gymnasien
	1.	§ 2 wird wie folgt geändert:
	2.	§ 3 wird wie folgt geändert:
	3.	§ 5 wird wie folgt geändert:
	4.	§ 13 wird wie folgt geändert:
	5.	§ 14 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
	6.	In § 14a Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „das Fach Klavier“ durch die Worte „ein Fach aus dem angebotenen Instrumentenpool“ ersetzt.
	7.	§ 16 wird wie folgt geändert:
	8.	§ 24 wird wie folgt geändert:
	9.	§ 29 wird wie folgt geändert:
	10.	Die Anlage wird wie folgt geändert:

	Artikel 2 Änderung der Thüringer Verordnung über die Fächer und die Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Regelschulen
	1.	§ 1 wird wie folgt geändert:
	2.	§ 3 wird wie folgt geändert:
	3.	Dem § 4 Abs. 4 Nr. 4 wird folgender Buchstabe c angefügt:
	4.	In § 14 Abs. 3 Nr. 6 werden die Worte „Behinderten Kandidaten“ durch die Worte „Kandidaten mit Behinderung“ und das Wort „Erleichterungen“ durch das Wort „Nachteilsausgleiche“ ersetzt.
	5.	§ 15 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
	6.	§ 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 werden die Worte „Behinderten Kandidaten“ durch die Worte „Kandidaten mit Behinderung“ und das Wort „Erleichterungen“ durch das Wort „Nachteilsausgleiche“ ersetzt.
	7.	In § 24 Abs. 6 Satz 3 wird die Verweisung „§ 45 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes“ durch die Verweisung „§ 51 Abs. 3 Satz 2 des Thüringer Hochschulgesetzes“ ersetzt.
	8.	Die Anlage wird wie folgt geändert:

	Artikel 3 Inkrafttreten

	Erste Verordnung zur Änderung der Thüringer Lehrerarbeitszeitverordnung Vom 9. Juli 2026
	Artikel 1
	1.	Absatz 1 erhält folgende Fassung:
	2.	Nach Absatz 1 wird folgender neue Absatz 2 eingefügt:
	3.	Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
	4.	Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und erhält folgende Fassung:

	Artikel 2

	Thüringer Verordnung zur Auflösung der Zweigstelle des Amtsgerichts Pößneck in Bad Lobenstein Vom 15. Juli 2026
	§ 1
	§ 2

	Unterrichtung durch den Präsidenten des Landtags über die Veränderung der Grund- und der Aufwandsentschädigungen mit Wirkung vom 1. Januar 2026 Vom 22. Juni 2026

